Wirtschafts- und sozialpolitisches
Forschungs- und Beratungszentrum
der
Friedrich-Ebert-Stiftung
Abt. Wirtschaftspolitik

Reihe "WIRTSCHAFTSPOLITISCHE DISKURSE"

Nr. 139

Transatlantischer Dialog

Ausbau der Forschungskooperation
zwischen Deutschland / Europa und den USA

Eine Veranstaltung
der Friedrich-Ebert-Stiftung
am 23. Oktober 2000
Hannover

Die Veranstaltung wurde mit finanzieller Unterstutzung der

Franziska- und Otto-Bennemann-Stiftung in der Friedrich-Ebert-Stiftung durchgefihrt.



Herausgegeben vom

Wirtschafts- und sozialpolitischen

Forschungs- und Beratungszentrum der Friedrich-Ebert-Stiftung
Abt. Wirtschaftspolitik

Godesberger Allee 149, D-53170 Bonn

Umschlag: Pellens Kommunikationsdesign Bonn
Druck: Thenée Druck Bonn

Dezember 2000
ISBN 3-86077-965-6



Vorbemerkung

Transatlantische Kooperation in Forschung und Entwicklung ist fur Deutsch-
land und die Europaische Union ebenso unverzichtbar wie flr die USA - nicht
zuletzt unter dem Aspekt ihrer internationalen Wettbewerbsfahigkeit. Deutsch-
land und die Ubrigen EU-Lander konnen von der Zusammenarbeit mit den
USA vielfaltig profitieren, denn in fast allen Zukunftstechnologien nehmen For-
schungsinstitute in den USA weltweit Spitzenpositionen ein. Forschungs- und
Entwicklungskooperationen gerade mit den USA kdnnen also dazu beitragen,
den wissenschaftlichen und technologischen Stand Deutschlands wie Europas
zu starken.

Eine wesentliche Grundlage der Forschungskooperation besteht nach wie vor
im Austausch von Wissenschaftlern. Hier jedoch ist die Situation von einer
Schieflage gekennzeichnet: Wahrend es viele Studierende und Nachwuchs-
wissenschaftler in die USA zieht, ist das Interesse auf US-amerikanischer Sei-
te an Studien- und Forschungsaufenthalten in Europa und insbesondere in
Deutschland vergleichsweise gering. Zudem werden immer wieder Beispiele
dafur zitiert, dass gerade erfolgreiche Forscherpersonlichkeiten nicht mehr
nach Deutschland oder Europa zuruckkehren. Hier gilt es, nach Wegen zu su-
chen, um einen Austausch in beide Richtungen zu fordern. Dabei gewinnen
zunehmend internationale Standards an Einfluss, die neue Weichenstellungen
bei Studieninhalten, Studienabschlissen und beim Studienaufbau erfordern.

Kooperationen sind in der Regel fur beide Seiten vorteilhaft: Sie helfen, in kur-
zester Zeit Know-how zu gewinnen und sie helfen, auf bestimmten Markten
und in bestimmten Segmenten leichter Ful® zu fassen. In diesem Sinne sind
auch die Forschungsaktivitaten der Wirtschaft angesprochen, denn nicht zu-
letzt tragen Kooperationen, strategische wie taktische Allianzen dazu bei, die
Konkurrenzfahigkeit der Unternehmen zu halten und zu starken.

Kooperationen mit den USA erweisen sich auch aus einem anderen Aspekt
heraus als nachgerade zwingend: In Zeiten knapper Finanzmittel sind manche
Forschungsvorhaben im nationalen, teils sogar im europaischen Rahmen
schlichtweg nicht mehr finanzierbar. Manche Probleme weltweiter Art, z.B. im
Umwelt- Gesundheits- oder Biotechnologiebereich, sind ohne Arbeitsteilung
zwischen den USA und europaischen Staaten nicht zu bewaltigen. Die Globa-
lisierung von Technologien, von Markten und Unternehmen hat dem Techno-
logienationalismus in Europa endgultig die Grundlage entzogen, so dass natio-



nale Programme und Projekte in vielen Fallen weder moglich noch sinnvoll
erscheinen.

Vor diesem Hintergrund veranstaltete die Friedrich-Ebert-Stiftung mit finanziel-
ler Unterstutzung der Franziska- und Otto-Bennemann-Stiftung am 23.10.00 in
Hannover die Fachkonferenz "Transatlantischer Dialog - Ausbau der For-
schungskooperation zwischen Deutschland / Europa und den USA", an
der Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Administration teilnah-
men.

Ziel der Konferenz war es, den gegenwartigen Stand der transatlantischen
Forschungskooperation darzustellen und zu bewerten, Potentiale und Prob-
lembereiche zu benennen und nicht zuletzt, Handlungsbedarf zu formulieren.

Im ersten Teil der Veranstaltung diskutierten Vertreter aus Wissenschaft, Poli-
tik und Administration die Ansatzpunkte fur eine Intensivierung der deutsch-
amerikanischen bzw. der europaisch-amerikanischen Zusammenarbeit. Im
zweiten Teil der Veranstaltung standen Kooperationsbeispiele aus der Praxis
in Wissenschaft und Wirtschaft im Vordergrund.

Die vorliegende Broschire fasst die Referate und Diskussionsbeitrage der
Fachkonferenz thematisch gegliedert zusammen und gibt einen Ausblick auf
kommende Entwicklungen und Erfordernisse. Fur die Konzeption und Durch-
fuhrung der Veranstaltung zeichnete Diplom-Okonomin Hannelore Hausmann
vom wirtschafts- und sozialpolitischen Forschungs- und Beratungszentrum der
Friedrich-Ebert-Stiftung verantwortlich, mit Sekretariat und Organisation war
Margit Durch betraut.

Den Tagungsbericht verfassten Diplom-Biologin Maria Rieping und Dr. Jurgen
Malley aus Konigswinter.

Hannelore Hausmann Dezember 2000
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Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Die USA sind ohne Zweifel der wichtigste Partner Deutschlands und der EU im
Bereich der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit. Allein zwischen
US-amerikanischen und deutschen Hochschulen bzw. der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) als Dachorganisation bestehen insgesamt rund
550 formelle Kooperationsvereinbarungen sowie zahlreiche weitere informelle
Partnerschaften. Hinzu kommen Kooperationsvorhaben zwischen Unterneh-
men, vor allem auf der Ebene transnationaler Konzerne, ebenfalls von erhebli-
chem Umfang. Auch zwischen der Europaischen Union und den USA wurde
seit dem Inkrafttreten der transatlantischen Agenda (Vereinbarung fur wissen-
schaftliche und technologische Kooperation zwischen der EU und der Regie-
rung der Vereinigten Staaten) im September 1998 die wissenschaftlich-
technologische Kooperation in vielen wichtigen Themenbereichen erheblich
intensiviert.

Transatlantische Zusammenarbeit in Forschung und Technologie braucht ge-
meinsame Themen und harmonisierte Rahmenbedingungen. Aber sie wird in
erster Linie von Menschen getragen; auch im Zeitalter des Internet bildet der
Austausch von Wissenschaftlern die wichtigste Grundlage. Auf diesem Gebiet
besteht seit Jahrzehnten ein deutliches Ungleichgewicht der Austauschzahlen.
Wenngleich heute etliche hundert mehr US-Burger in Deutschland studieren
als vor 7 oder 8 Jahren, so ist doch bei der insgesamt deutlich gestiegenen
Zahl im Ausland studierender Amerikaner ihr relativer Anteil von fast 5 Prozent
auf unter 4 Prozent gefallen. Auch in Bezug auf das Facherspektrum zeigt sich
eine augenfallige Diskrepanz. Wahrend fur auslandische Wissenschaftler aus
den Industrielandern Deutschland vor allem als Standort fur die Geisteswis-
senschaften attraktiv ist, zieht es von deutscher Seite Uberwiegend Naturwis-
senschaftler aller Altersstufen in die USA. Trotz vielfaltiger bisher unternom-
mener Anstrengungen zur Umkehr dieser Trends mangelt es vielen deutschen
Universitaten derzeit noch an Attraktivitat fur Studierende aus den USA, ins-
besondere in den "hot spots" der Wissenschaft.

Die verschiedenen Stufen der akademischen Ausbildung in den USA und
Deutschland bis zum Erwerb einer Fakultatsposition dauern unterschiedlich
lang, sind mit unterschiedlichen Abschlissen verbunden und daher nicht ohne
weiteres gleichzusetzen. Um hier existierende Barrieren zu Uberwinden, wur-



den im Rahmen der Tagung folgende Mallinahmen im Bezug auf die Anglei-
chung der akademischen Systeme diskutiert:

Angleichung der akademischen Systeme in Deutschland und den USA

. Gleichsetzung des master degree mit dem deutschen Diplom

. Angleichung der Bedingungen bis zur Promotion

. EinfUhrung von Juniorprofessuren

. Verstarkte Einrichtung internationaler Studiengange mit dem Abschluss

bachelor oder master

. EinfUhrung integrierter transatlantischer Studiengange

. Verstarkung der Bemuhungen um Modularitat und Kompatibilitat der

akademischen Systeme

Neben der Harmonisierung der akademischen Systeme spielen jedoch auch
personliche Faktoren eine wichtige Rolle. Im Verlauf der Tagung weisen einige
Referenten und Teilnehmer darauf hin, dass die Kooperationen zwischen
deutschen und amerikanischen Forschern wie auch Unternehmen aus person-
lichen Kontakten entstehen, die in der Regel bei fruheren Austauschpro-
grammen gewachsen sind. Barrieren fur einen solchen Austausch insbeson-
dere fur etablierte Forscher sind Probleme beim Erwerb der Staatsangehorig-
keit, schlechte Karrierechancen oder die geforderte Mobilitat nach der Habilita-
tion in Deutschland. Doch auch die Sprachbarriere in Deutschland darf nicht
unterschatzt werden. Vor allem folgende MaRnahmen konnten diese Barrieren
verringern und die Reziprozitat des transatlantischen Austauschs von Studie-
renden und Forschern fordern:

T Dieim Folgenden vorgestellten MaRnahmen bilden eine Synthese aus Beitragen der Referenten und Modera-
toren und aus Diskussionsbeitradgen der Teilnehmer. Einen mafRgeblichen Anteil daran haben auch die Pra-
xisbeispiele, die in Kapitel 3 ausfihrlich vorgestellt werden.



Die Bedeutung des personlichen Faktors erkennen und nutzen

. Personliche transatlantische Kontakte durch verstarkten Austausch von
Studierenden ermoglichen

. Erleichterung des Zugangs zur deutschen Staatsangehorigkeit fur aus-
landische Wissenschaftler

. Erleichterung des Zugangs zu Fakultatspositionen fur auslandische
Wissenschaftler

. Hausberufungen ermdglichen

. Verstarkter Einsatz von Englisch als Wissenschaftssprache in For-

schung und Lehre

Eine weitverbreitete Einschatzung, mit der sich die Referenten der Tagung
auseinander setzten, war, dass Forschung in den USA insgesamt Uber besse-
re institutionelle Rahmenbedingungen als in Deutschland verfuge. Der Staats-
sekretar des Niedersachsischen Ministeriums fur Wissenschaft und Kultur be-
tonte, dass die Pradikate "reich, leistungsstark, flexibel", die die Offentlichkeit
im Allgemeinen mit den amerikanischen Universitaten verbindet, keineswegs
auf alle dortigen Universitaten zutreffen. Zum einen gebe es innerhalb des
Hochschulsystems der USA ein aul3erordentlich groRes Leistungsgefalle, zum
zweiten finde sich dies selbst innerhalb einiger der weltweit angesehensten
amerikanischen Elitehochschulen. Es gab im Plenum jedoch Ubereinstimmung
bei der Einschatzung der Wichtigkeit, Schwachstellen in der deutschen Hoch-
schullandschaft zu erkennen und Optimierungspotenziale zu nutzen. Hierzu
wurden in den Vortragen und der Diskussion verschiedene Aspekte genannt:

Institutionelle Rahmenbedingungen verbessern

. Starkung der universitaren Forschung durch Zusammenflihrung mit
Grol¥forschungseinrichtungen

. Ranking von Forschungsleistungen, Lehrbedingungen sowie der Exzel-
lenz der Studierenden ausbauen

. Optimierung der Betreuung auslandischer Studierender

. Internationale Aktivitaten zum Kriterium der Hochschulfinanzierung
machen

. Mehr Flexibilitat durch Offnung des Dienstrecht

. Verstarktes Marketing der Leistungen und Angebote in Forschung und
Lehre

. Bildung und Vernetzung von Leistungszentren




Eine weitere Rahmenbedingung fur den Austausch von Wissenschaftlern stellt
die finanzielle Forderung dar. Der Vertreter des Bundesministeriums fur Bil-
dung und Forschung (BMBF) erlauterte, dass es in Deutschland eine Vielzahl
von Programmen der Forschungsforderung gibt, die durch die grofden Mittler-
organisationen wie DAAD, DFG und AvH getragen werden, aber auch viele
andere, die Forschungsreisen, klrzere und langere Forschungsaufenthalte
und gemeinsame Projekte deutscher und amerikanischer Wissenschaftler for-
dern.

Die strategische Bundelung auf gemeinsame, definierte Projekte, an denen
auch Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft beteiligt sind, und die Formu-
lierung problemorientierter Forschungsprogramme seien Kennzeichen, die die
deutsche Forschungsforderung und seit dem 5. Rahmenprogramm die Euro-
paische Union gemeinsam haben. Eine Beteiligung der Vereinigten Staaten an
Leitprojekten im 6. Rahmenprogramm stellt daher aus Sicht des BMBF eine
interessante mittelfristige Perspektive fur die transatlantische Zusammenarbeit
dar.

Im Rahmen der Tagung wurden verschiedene MalRnahmen zur starkeren fi-
nanziellen Foérderung transatlantischer Kooperation als auch zur Optimierung
der Forschungsférderung im Allgemeinen formuliert:

Forschungsforderung optimieren

. Verstarkte Einrichtung transatlantischer Forschungsprogramme

. Spezifische Nutzung einiger vorhandener Programme fur die trans-
atlantische Kooperation

. Synchronisation der Forderprogramme auf verschiedenen Ebenen

. Verstarkte Abstimmung mit "Fuhrern der wissenschaftlichen Gemein-

de" uber die Planung der Forschungsprogramme

. Vereinfachung der Forderbedingungen

Nach Ubereinstimmender Sicht liegt die Technologiefuhrerschaft in bestimm-
ten Schllsselbereichen, vor allem in der molekulargenetischen Biotechnologie
und in weiten Teilen der Kommunikations- und Informationswissenschaften,
bei wissenschaftlichen Einrichtungen aus den Vereinigten Staaten, auf univer-
sitarer ebenso wie auf Ebene der Industrie. Dies wird alles in allem weniger
auf die Qualitat der Forschung in Deutschland und der Europaischen Union



zurtckgefuhrt, deren internationales Niveau in vielen Bereichen aul’er Frage
steht. Als eine Ursache wird hingegen konstatiert, dass die Umsetzung von
Forschungsergebnissen in wirtschaftlichen Erfolg in den USA einen anderen
Stellenwert als in Deutschland hat.

Die Generalsekretarin der wissenschaftlichen Kommission des Landes Nieder-
sachsen weist darauf hin, dass man inzwischen in allen Bundeslandern mit
Nachdruck versuche, die Rahmenbedingungen fur die Bildung von public-
private-partnership-Kooperationen zwischen Hochschulen und Industrieunter-
nehmen zu verbessern. Dennoch schaue jeder, der sich in diesem Feld tum-
meln mochte, neiderfiullt in die USA, wo sowohl die rechtlichen Vorausset-
zungen als auch die allgemeine Philosophie fur die Grindung neuer Unter-
nehmen im Grenzgebiet zwischen Hochschule und Wirtschaft die Startbedin-
gungen wesentlich verbessere. Im Rahmen der Tagung wurde zu diesem
Themenfeld folgender MalRnhahmenkatalog diskutiert:

Kooperation und Wettbewerb an der Schnittstelle zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft optimieren

. Geeignetes gesellschaftliches Klima fur die Vermarktung von For-
schungsergebnissen schaffen

. Harmonisierung der rechtlichen Rahmenbedingungen fur Unterneh-
mensgrundungen

. Harmonisierung des gewerblichen Rechtsschutzes, insbesondere des
Patentrechts

. EinfUhrung eines EU-Gemeinschaftspatents

. EinfUhrung einer Neuheitsschonfrist

Gerade in der Forschung bedeutet Globalisierung nicht nur mehr Wettbewerb
weltweit, sondern auch weltweite Kooperationschancen. Wissenschaft und
Forschung leben seit langerem mit der Gleichzeitigkeit von Kooperation und
Wettbewerb, wie die Nutzung wissenschaftlicher GroRgerate wie DESY oder
CERN durch internationale Forschungsteams deutlich machen. Die Frage
nach der Ausgestaltung der Rahmenbedingungen fur transatlantische For-
schung im Spannungsfeld zwischen Kooperation und Wettbewerb erbrachte
im Rahmen der Tagung nicht nur klar benennbare Problemfelder wie die man-
gelnde Reziprozitat des wissenschaftlichen Austauschs mit einem eingrenzba-
rem MalRnahmenkatalog. Ebenso deutlich wurden Problemfelder wie z.B. die
wissenschaftliche und wirtschaftliche Nutzung des Klonens mit Embryonal-



zellen und erwachsenen Stammzellen, in denen interessensgebunden argu-
mentiert wird und (iber deren Ziele zumindest derzeit in der deutschen Offent-
lichkeit - anders als in den USA - noch kein breiter Konsens herrscht.

Dass diese Probleme in keinem Fall durch ein bloRes Kopieren der US-
amerikanischen Standards geldst werden kdnnen, war auch in dieser Tagung
die einhellige Meinung. Das Ringen der verschiedenen Akteure um ziel-
fuhrende Losungen hat bereits begonnen und ist ein ebenso lohnenswerter
wie unverzichtbarer Prozess. Entscheidend aber fur zukunftsfahige und ge-
sellschaftlich langfristig tragfahige Losungen ist die breite Einbindung der inte-
ressierten (Fach-)Offentlichkeit.



1. Transatlantische Forschungskooperation im Zeitalter der Globalisierung

Die USA sind ohne Zweifel der wichtigste Partner Deutschlands und der EU im
Bereich der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit. Allein zwischen
US-amerikanischen und deutschen Hochschulen bzw. teilweise der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) als Dachorganisation bestehen insgesamt
rund 550 formelle Kooperationsvereinbarungen sowie zahlreiche weitere infor-
melle Partnerschaften.2 IﬂErUber hinaus existieren umfangreiche Programme
und informelle Aktivitaten, an denen auf deutscher Seite eine grol’e Zahl
nichtuniversitarer, staatlich geférderter Forschungseinrichtungen beteiligt sind.
Beispielhaft seien hier nur die gro3en Forschungsgesellschaften Max-Planck-
Gesellschaft (MPG), Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher For-
schungszentren (HGF), Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) und die sog. Blaue Lis-
te bzw. Wissenschaftsgemeinschaft Leibniz (WGL) sowie die ebenfalls grofie
Zahl von Bundesanstalten und oberen Bundesbehorden mit Forschungs-
auftragen aufgefuhrt. Hinzu kommen Kooperationsvorhaben zwischen Unter-
nehmen, vor allem auf der Ebene transnationaler Konzerne, ebenfalls von er-
heblichem Umfang.

Auch zwischen der Europaischen Union und den USA wurde seit dem Inkraft-
treten der transatlantischen Agenda (Vereinbarung fur wissenschaftliche und
technologische Kooperation zwischen der EU und der Regierung der Vereinig-
ten Staaten) im September 1998 die wissenschaftlich-technologische Koope-
ration in vielen wichtigen Themenbereichen erheblich intensiviert. Diese Ver-
einbarung stellt nach Einschatzung des Vertreters der Generaldirektion For-
schung der Europaischen Kommission eine attraktive Option fur beide Partner
dar.E| Die Agenda sei eine wichtige Erganzung und bilde einen guten Rahmen
fur Kooperationen zwischen einzelnen Wissenschaftlern und Teams und flr
die bilateralen Vereinbarungen zwischen Mitgliedstaaten und den USA.

Da in weiten Bereichen der neuen Technologien der Fortschritt sehr dyna-
misch wirkt, ist weltweite Kooperation in diesen Themen auch fir die USA als
wichtigen Akteur auf der globalen Ebene zwingend notwendig. Die Vereinba-
rung basiert auf einem politisch und diplomatisch abgestimmten Hintergrund,
ermdglicht den Austausch von Wissenschaftlern, und sie regelt wichtige Fra-
gen wie z.B.

2 Nach Angaben des Vertreters des BMBF.

3 Der Vorschlag, eine solche Vereinbarung zu unterzeichnen, kam seitens der USA.



« die rechtlichen Rahmenbedingungen fur die Kooperation,

« die Schaffung von Regeln Uber Gegenseitigkeit und gegenseitigen Nutzen,
« die Gewahrleistung von gleicher Behandlung in den Projekten,

« die Behandlung von Fragen des intellektuellen Eigentums und Copyrights.

Ebenfalls festgelegt werden Modalitaten und Instrumente wie gegenseitige
Partizipation an Wissenschaftsprojekten, Task Forces, die Organisation ge-
meinsamer Konferenzen und nicht zuletzt gemeinsame Regeln Uber die Fi-
nanzierung. Vor diesem Hintergrund wurde u.a. unter deutscher EU-Prasi-
dentschaft im Juni 1999 die (2.) europaisch-amerikanische Konferenz "New
Vistas in Transatlantic S&T Cooperation" in Stuttgart abgehalten, um gemein-
same Interessen in einer Reihe bedeutender Technologiefelder zu identifizie-
ren, u.a. in der Materialforschung, dem IT-Sektor und den Biowissenschaften.

Nach allgemeiner Ansicht liegt die Technologiefuhrerschaft in bestimmten
Schlusselbereichen, vor allem in der molekulargenetischen Biotechnologie und
in weiten Teilen der Kommunikations- und Informationswissenschaften bei
wissenschaftlichen Einrichtungen aus den Vereinigten Staaten, auf universita-
rer ebenso wie auf Ebene der Industrie.la Dies wird alles in allem weniger auf
die Qualitat der Forschung in Deutschland und der Europaischen Union zu-
rickgefuhrt, deren internationales Niveau in vielen Bereichen aul’er Frage
steht. Als eine Ursache wird hingegen konstatiert, dass die Umsetzung von
Forschungsergebnissen in wirtschaftlichen Erfolg in den USA einen anderen
Stellenwert als in Deutschland hat.

Dementsprechend wird fur Deutschland in dieser Hinsicht verstarkt Hand-
lungsbedarf angemahnt. So hat der Wissenschaftsrat in seinen aktuellen The-
sen zur kunftigen Entwicklung des Wissenschaftssystems in Deutschland zum
wiederholten Male betont, dass sowohl die Internationalisierung von Lehre und
Forschung als auch die Foérderung des Wissenstransfers, i.e. der Zusam-
menarbeit zwischen Hochschulforschung, aul3eruniversitarer Forschung und
Anwendung von entscheidender Bedeutung fur die kinftige Entwicklung von
Wissenschaft und Forschung in Deutschland sind.

4 Der Vertreter der Europaischen Union weist jedoch auch auf die Starken der Europaischen Forschung hin,

die zum Beispiel in den Bereichen der pharmazeutischen und chemischen Forschung und teilweise in der
Raumfahrttechnologie liegen.



Insgesamt bewertet die Generalsekretarin der Wissenschaftlichen Kommission
des Landes Niedersachsen die Internationalisierung der deutschen Lehre und
Forschung zwar als entwicklungsfahig, grundsatzlich jedoch als vergleichs-
weise gut ausgebaut und institutionell getragen. Diese Einschatzung deckt
sich nur teilweise mit der grundsatzlichen Bewertung des Zustandes von Lehre
und Forschung durch den WissenschaftsratEl die sich zwar ebenfalls eindeutig
gegen jede verallgemeinernde Systemschelte wendet, jedoch auch deutlich
macht, dass das Verhaltnis zwischen den Hauptakteuren Staat, Wissenschaft
und Wirtschaft sowohl in der Binnenorganisation wie auch im Aufdenverhaltnis
deutlich gestort ist.

Als ideale Vorstellung wird man, national und europaisch ebenso wie trans-
atlantisch, ein ausgeglichenes Verhaltnis der Akteure bezeichnen konnen, bei
dem weder ein Staat die Wissenschaft(ler) des anderen vereinnahmt, noch die
Wissenschaft zum Produktentwickler fur die Wirtschaft degradiert wird. Im Ge-
genzug muss sie sich der gesellschaftlichen Diskussion einschlie3lich der
Frage nach Sinn und Nutzen ihres Tuns stellen. Ziel ist gewissermalien eine
gleiche Augenhohe bzw. eine in etwa gleiche Distanz zwischen den Teilsys-
temen und sie sollten durch eine Vielzahl kommunikativer Brucken miteinan-
der verbunden sein. Interessendifferenzen zwischen den Teilsystemen kdnnen
dabei durchaus befruchtend wirken, solange das Bewusstsein der wechselsei-
tigen Abhangigkeit nicht verloren geht.6|:|

In diesem Sinne sind, nicht zuletzt angesichts von Globalisierung und fort-
schreitender europaischer Integration, die Kooperationspartner in den unter-
schiedlichsten Foren und Organisationen durchaus bemduht, ihre Interessen
und Positionen neu zu definieren. Wahrend die vielfaltigen Herausforderungen
der Globalisierung und des wissenschaftlich-technischen Fortschritts bereits
seit etlichen Jahren umfassend diskutiert worden sind, erscheint es heute an-
gesichts vieler nach wie vor ungeloster Fragen und einer technischen Entwick-
lung, die an Dynamik eher noch zunimmt, wichtiger denn je, sich insbesondere
mit den Potentialen von Forschungskooperationen in der im sozialen wie wirt-
schaftlichen Sinn positiven Gestaltung der Myriaden immer neuer Mdglichkei-
ten kritisch auseinander zu setzen.

5 In den aktuellen Thesen des Wissenschaftsrates zur kiinftigen Entwicklung des Wissenschaftssystems in
Deutschland heif3t es dazu: "In den zurtickliegenden Jahrzehnten hat sich das deutsche Wissenschaftssystem
dynamisch entwickelt und nimmt heute eine filhrende Stellung in der Welt ein. Es ist jedoch in institutioneller
Hinsicht zu wenig flexibel, und sein Beitrag zur Losung von Problemen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik
ist zu gering."

Vgl. die Rede des Vorsitzenden des Wissenschaftsrates, Prof. Dr. Winfried Schulze in der Phys.-Techn. Bun-
desanstalt vom 20.10.2000, www.berlinews.de/archiv/1448.shtml
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Der Vertreter des BMBF weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass ge-
rade in der Forschung Globalisierung nicht nur mehr Wettbewerb weltweit be-
deutet, sondern auch weltweite Kooperationschancen. Wissenschaft und For-
schung lebten seit langerem mit der Gleichzeitigkeit von Kooperation und
Wettbewerb. So seien wissenschaftliche Groligerate wie DESY oder CERN,
die durch internationale Forschungsteams genutzt werden, bekannte und
schon traditionsreiche Beispiele, die deutlich machten, wie die gemeinsame
Nutzung sowohl der menschlichen Ressourcen als auch der knapp geworde-
nen Forschungsgelder Sinn macht und gute Erfolge bringe. Ein weiteres Bei-
spiel: Im internationalen Humangenom-Projekt finden wir vielleicht die ex-
tremste Koinzidenz von zugleich hochster Intensitat von Wettbewerb und Ko-
operationﬂ

Auch die Industrie hat sich ebenfalls seit Mitte der 90er Jahre — und in man-
chen Branchen wie z.B. der Chemie zum Teil schon erheblich friher — auf die-
se Notwendigkeiten eingestellt und sucht durch Aufbau oder Erwerb von For-
schungskapazitat im Ausland Anschluss an internationale Kompetenzzentren
und Nahe zu wichtigen Markten.

Trotz der unendlichen Kooperationsmoglichkeiten im Zeitalter der Globalisie-
rung entwickeln sich Kooperationsbeziehungen aber nicht beliebig. Wenn der
Transfer von Wissen und Technologie auch weltweit stattfindet, so haben doch
die globalen Netze deutlich erkennbare Schwerpunkte und bevorzugte Bah-
nen. Es flieRen rund 20 Prozent der Aufwendungen deutscher Unternehmen
fur Forschungsauftrage ins Ausland, ein erheblicher Teil konzentriert sich auf
die USA. Umgekehrt ist auch Deutschland fir US-Unternehmen ein attraktiver
Standort, denn es zieht seinerseits den Lowenanteil ihrer Auslandsausgaben
fur Forschungszwecke an. Ein weiteres Beispiel sind die Lizenzeinnahmen der
Max-Planck-Gesellschaft, die 1998 zu 40 Prozent von Unternehmen aus den
USA (zum Vergleich: 18 Prozent von japanischen Unternehmen) erzielt wur-
den.

Auch auf dem Gebiet der offentlich finanzierten Forschung und Technologie
gibt es nach Darstellung des BMBF-Vertreters eine Fulle gemeinsamer Inter-
essen zwischen Deutschland und USA. Jungste Beispiele seien die Vereinba-
rungen zwischen dem BMBF und dem US-Gesundheitsministerium in Verbin-

7 Ausdruck dieser Intensitat sind die Vereinbarungen, die die beteiligten Wissenschatftler flir den Austausch von
genetischer Information getroffen haben, die sogenannten Bermuda-Regeln: entschliisselte Gensequenzen
mussen innerhalb eines Tages im Netz publiziert werden. Wer dagegen verstoft, riskiert vom Informations-
fluss und dem Austausch z. B. von genetischem Material ausgeschlossen zu werden. Es ist offenkundig, dass
ein solches System nur dort existieren kann, wo hochmoderne Telekommunikationstechnik verflgbar ist.
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dung mit den National Institutes of Health und zwischen dem BMBF und dem
US-Energieministerium (beide 1998). Aktuell werde eine Vereinbarung auf
dem Gebiet der Plasmenforschung vorbereitet. Auch im multilateralen Rah-
men kooperiert Deutschland intensiv mit den USA, hier sind beispielhaft die
internationale Raumstation ISS und das grol3e Beschleunigerprojekt am
CERN, der Large Hadron Collider, zu nennen.

Schliellich braucht transatlantische Zusammenarbeit in Forschung und Tech-
nologie nicht nur gemeinsame Themen und harmonisierte Rahmenbedingun-
gen, sondern muss letztendlich getragen werden von Menschen. Die wesent-
lichste Grundlage fur Kooperation bildet auch im Zeitalter des Internet immer
noch der Austausch von Wissenschaftlern. Organisationen wie die Alexander
von Humboldt-Stiftung (AvH), der DAAD und die DFG fordern, wie auch eine
Reihe kleinerer Organisationen einschliellich der Universitaten selbst, den
wissenschaftlichen Austausch auf den verschiedenen Stufen der akademi-
schen Laufbahn von Wissenschaftlern ebenso wie durch vielfaltige Program-
me zur projektbezogenen Kooperation tber Grenzen hinweg.

Doch flr eine transatlantische Forschungskooperation "auf gleicher Augen-
hohe” bestehen nach wie vor erhebliche Hindernisse: Wahrend es immer noch
viele Studierende und Nachwuchswissenschaftler in die USA zieht - Kultur,
Sprache und wissenschaftliche Exzellenz und nicht zuletzt die guten berufli-
chen Perspektiven fur USA-erfahrene Wissenschaftler in Deutschland bieten
einen ausreichend groRen Anreiz dafur - ist das dortige Interesse an Studien-
und Forschungsaufenthalten in Europa vergleichsweise gering. Daraus resul-
tiert seit Jahrzehnten ein deutliches Ungleichgewicht der Austauschzahlen.
Wenngleich heute etliche hundert mehr US-Burger in Deutschland studieren
als vor 7 oder 8 Jahren, so ist doch bei der insgesamt deutlich gestiegenen
Zahl im Ausland studierender Amerikaner ihr relativer Anteil von fast 5 Prozent
auf unter 4 Prozent gefallen.

Aber auch in Bezug auf das Facherspektrum zeigt sich eine augenfallige Dis-
krepanz. Wahrend flur auslandische Wissenschaftler aus den Industrielandern
Deutschland vor allem als Standort fur die Geisteswissenschaften attraktiv ist,
zieht es von deutscher Seite uberwiegend Naturwissenschaftler aller Altersstu-
fen in die USA. Trotz vielfaltiger bisher unternommener Anstrengungen zur
Umkehr dieser Trends mangelt es vielen deutschen Universitaten derzeit noch
an Attraktivitat fur Studierende aus den USA, insbesondere in den "hot spots”
der Wissenschaft. Die spezifischen Potenziale und Barrieren der transatlanti-
schen Kooperation in Wissenschaft und Technologie werden im folgenden
Kapitel dargestellt.
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2. Vom "brain drain” zum "brain gain": Potenziale und Barrieren

Die Referenten und Tagungsteilnehmer sehen und bewerten den Stand der
transatlantischen Forschungskooperation, im wesentlichen charakterisiert
durch eine Einbahnstrasse des Austausches von Wissenschaftlern sowie ei-
nen potenziellen Vorsprung von US-Institutionen in Forschung, Entwicklung
und Lehre, im Detail durchaus unterschiedlich. Es ziehen sich jedoch be-
stimmte Aspekte der Gratwanderung zwischen Kooperation und Wettbewerb -
sowohl in Hinsicht auf Potenziale als auch auf Barrieren - wie ein roter Faden
durch die Tagung und werden immer wieder angesprochen. Diese Aspekte
sollen im Folgenden genauer beleuchtet werden:

2.1 Angleichung der akademischen Systeme

Die verschiedenen Stufen der akademischen Ausbildung in den USA und
Deutschland bis zum Erwerb einer Fakultatsposition dauern unterschiedlich
lang, sind mit unterschiedlichen Abschlissen verbunden und daher nicht ohne
weiteres gleichzusetzen:

e Nach dem Diplom arbeiten deutsche Studenten in der Regel drei bis vier
Jahre lang teilweise unter erheblichem Druck an der Promotion. Die Be-
schrankung der meisten Forderprogramme auf drei Jahre wird von einem
Referenten aus den USA als zu kurz kritisiert, um selbstandig forschen zu
konnen. Studenten in den USA begannen nach dem Bachelor mit vier bis
zu sechs Jahren eigener Forschung. Aus deutscher Sicht hingegen wird
haufig die durchschnittliche Dauer bis zur Promotion als zu lang kritisiert,
zumal in der Regel erst die Tatigkeit in Post-Doc-Programmen als eigen-
standige Forschung anerkannt wird. Ein Teilnehmer vertritt allerdings in der
Diskussion auch den Standpunkt, dass deutsche Absolventen mit dem Ab-
schluss Magister Artium oder Diplom haufig sehr viel selbstandiger wissen-
schaftlich gearbeitet hatten als Studierende aus Frankreich, Grof3britannien
oder den USA mit einem Master-Abschluss. Er pladiert daftr, kompatibel zu
bleiben, ohne diesen Wettbewerbsvorteil aufzugeben.

e Wahrend sehr viele deutsche Studenten ihre gesamte wissenschaftliche
Ausbildung in ein und derselben Universitat absolvieren, ist es unter US-
amerikanischen Studenten eher ublich, sich verschiedenen Gedanken-
schulen auszusetzen. Demzufolge sind sie innerhalb ihrer wissenschaftli-
chen Ausbildung erheblich mobiler.
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e Nach der Promotion ist es in den USA Ublich, binnen zwei bis vier Jahren
als Professor zu arbeiten, wahrend der traditionelle Habilitationsprozess in
Deutschland wenigstens sechs, oft bis zu zehn Jahre umfasst. Nach der
Habilitation muss zudem in der Regel die Universitat gewechselt werden,
so dass nun erhdhte Mobilitat gefordert wird. In den USA hingegen kdnnen
Wissenschaftler zu diesem Zeitpunkt ihres beruflichen (und privaten) Le-
bensweges mehrheitlich an ihrer Universitat verbleiben.

e Etliche Referenten sprechen sich fur eine Angleichung der akademischen
Systeme aus. Ein Schritt, der immer wieder genannt wird, ist die Gleichset-
zung des "master degree" (M.Sc., M.A.) mit dem deutschen Diplom bzw.
ggf. auch des Vordiploms mit dem "bachelor degree"” (B.Sc., B.A.). Diese
Harmonisierung hatte verschiedene Vorteile:

e Studierende aus allen Nationen der Welt wiurden keine Schwierigkeiten in
der Anerkennung ihrer in Deutschland erworbenen Abschlisse in ihren
Heimatlandern bzw. generell dem angestrebten zukunftigen Standort ha-
ben. Dementsprechend stiege die Attraktivitat deutscher Universitaten. Die
Besten konnten zudem als wissenschaftlicher Nachwuchs so geférdert
werden, dass sie ihr Potenzial voll entfalten kobnnen und bei attraktiven
Rahmenbedingungen ggf. auch in Deutschland bleiben wollten.

e Deutsche Studenten, die nach dem Diplom in den USA den Grad eines
Philosophical doctor (PhD) anstreben, konnten sich dort direkt in ein post-
graduate-Programm einschreiben und bendtigten nicht mehr die Unterstut-
zung eines deutschen Professors als Doktorvater.

e Deutsche Studenten, die nach dem Vordiplom in den USA mit dem Ziel des
PhD weiterstudieren, hatten die Mdglichkeit, bei Nichterreichung des PhD
auch mit einem master degree abzuschliel3en, der in Deutschland als Dip-
lom anerkannt wurde. Umgekehrt wirden auch Studentinnen und Studen-
ten aus den USA davon profitieren, dass ihr deutscher Abschluss in den
USA anerkannt ist und keine Zeit in der weiteren wissenschaftlichen Aus-
bildung verloren gehen muss.

Die Einfuhrung internationaler Studiengénge wurde einen weiteren Schritt in
Richtung Modularisierung und Kompatibilitat darstellen. Gerade internationale
Studiengange mit niedrigen Sprachhurden und ihrer Moglichkeit, die Ab-
schlisse Bachelor und Master zu erwerben, werden als aullerst geeignet ein-
geschatzt, um junge US-Amerikaner anzuziehen. Auch wenn diese Angebote
noch als vereinzelte Inseln in der deutschen Bildungslandschaft wahrgenom-
men werden, so gibt es doch alleine in Niedersachsen schon 76 Bachelor- und
Master-Studiengange.
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Der Vertreter des BMBF halt weitere Bemuhungen in dieser Richtung zur Er-
héhung der Attraktivitat des Studienstandorts Deutschland fur notwendig. Hier
komme es sowohl auf die Universitaten selbst, auf die Unterstltzung durch die
Wirtschaft, vor allem aber auch auf die Lander an, um das Angebot an interna-
tionalen Studiengangen zugig erweitern zu kénnen.

Auch die Einfiihrung integrierter transatlantischer Studiengdnge konnte insbe-
sondere fur jungere Studierende aus den USA die Attraktivitat von Deutsch-
lands Hochschulen erhdhen. Der Vertreter des BMBF regt an, flr den transat-
lantischen Personenaustausch in diesem Sektor die Erfahrungen aus dem E-
rasmus-Programm der EU zu nutzen. Hier war in vergleichsweise kurzer Zeit
eine Verdopplung der mobilen Studierenden von anfanglich 15.000 auf mittler-
weile 30.000 pro Jahr erreicht worden. Das Erfolgsrezept liege in der Organi-
sation: An den jeweiligen Partneruniversitaten vereinbaren Hochschullehrer
integrierte Studiengange bis hin zur Promotion. So braucht der eigentliche
Studiengang nicht verlassen zu werden; vielmehr werden die im Ausland er-
worbenen Studienleistungen voll anerkannt.

Aber nicht nur der Diplom-Abschluss bzw. der Master Degree, auch die Moda-
litdéten bis zur Promotion und zum Erwerb einer Fakultatsposition mussen an-
geglichen werden, wenn die transatlantische Forschungskooperation in beide
Richtungen optimiert werden soll. So kann in Deutschland zwar schneller der
Doktortitel erlangt werden, aber die Dauer des Habilitationsverfahrens ist we-
sentlich langer, als post-doc-researcher in den USA bis zur Anstellung als Pro-
fessor bendtigen. Dies erschwert den Austausch junger Wissenschaftler auf
der Post-Doc-Ebene.

Ein deutscher Referent weist jedoch darauf hin, dass vor allem in den Natur-
wissenschaften die Habilitation ihre Rolle bereits weitestgehend verloren habe.
Auch Mitarbeiter ohne Habilitation wirden berufen, jedoch fehle es beiden Sei-
ten - Bewerbern wie Auswahlausschussen - vielfach noch an Mut, sich darauf
einzulassen.

Der Vertreter des BMBF stellt dar, dass auch auf der Ebene der Promotions-
studiengange schon einiges erreicht worden sei, etwa durch die Einfuhrung
der Graduiertenkollegs, durch die der Abschluss einer Promotion innerhalb
von drei Jahren auf hohem wissenschaftlichen Niveau ermdglicht wird. Neue
Wege werden mit dem ersten deutsch-amerikanischen Graduiertenkolleg be-
schritten, das eine weitere Variante der Zusammenarbeit zwischen deutschen
und amerikanischen Universitaten darstellt und damit fir den Erfahrungs-
austausch und die Zusammenarbeit jingerer Wissenschaftler bedeutsam ist.
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Die Situation von Postdoktoranden habe sich ebenfalls stark verbessert durch
Malnahmen wie das Emmy-Noether-Programm. Dazu muss nach Auffassung
des BMBF die Einflhrung von Juniorprofessuren kommen, die erheblich dazu
beitragen kdnnen, die Attraktivitat der Hochschulen wirksam fur hochqualifi-
zZierte jungere Wissenschaftler aus dem In- und Ausland zu erhdhen.

Die grundsatzliche Notwendigkeit zu Modularitdt und Kompatibilitét in den a-
kademischen Systemen wird in der Diskussion mehrfach betont. Umstritten
bleibt jedoch, ob das deutsche akademische System weitgehend an das US-
amerikanische angepasst werden musse oder ob aus jedem System die bes-
ten Instrumente genutzt werden sollten. Letzteres Vorgehen wird favorisiert,
setzt aber eine unabhangige Bestandsaufnahme voraus, die die Systeme in
ihren Starken und Schwachen vergleicht und damit zur Basis einer gegenseiti-
gen Anpassung werden kann. Der Vertreter des BMBF spricht sich daflr aus,
die Werbeanstrengungen fur die internationale Anerkennung deutscher Ab-
schlisse, etwa des deutschen Diploms oder Meisterbriefs, zu verstarken: Es
musse im Ausland und gerade in den USA viel deutlicher gemacht werden,
dass sich ein Diplom so renommierter Universitaten wie der RWTH Aachen
oder der TU Munchen keinesfalls hinter den vergleichbaren Abschlissen der
besten technischen Universitaten der USA zu verstecken brauche. Immer
wieder wird auch in der Diskussion betont, dass gleichzeitig mit dem Bemuhen
um Modularisierung und Kompatibilitat ein aktives, ja sogar aggressives Uni-
versitatsmarketing gefordert sei.

2.2 Institutionelle Rahmenbedingungen

Eine weitverbreitete Einschatzung, mit der sich die Tagungsteilnehmerinnen
und Tagungsteilnehmer auseinander setzten, ist, dass Forschung in den USA
insgesamt Uber bessere institutionelle Rahmenbedingungen verflige: Es gebe
hdhere Budgets, Forschung sei generell wichtiger, die gesellschaftliche Akzep-
tanz sei hdher, es gebe weniger Burokratie. Freiheit und Effizienz seien insge-
samt ﬁréﬂer, und nicht zuletzt wirden deshalb auch mehr Nobelpreise er-
reicht.

8 Vgl. hierzu auch Kap. 4 Ausblick und Kommentar.
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Kreativitat und Freiheit der Forschung in den USA werden von einem ameri-
kanischen Referenten an zwei Punkten festgemacht:

e Wahrend in den USA bereits ein junger Professor selbststandig Uber seine
Forschungsinhalte entscheidet, mussen die Forschungsprogramme auch
etablierter Kollegen in Deutschland haufig vom fuhrenden C4-Professor
genehmigt Werden.E| Das wissenschaftliche System in Deutschland wird in-
sofern als zu hierarchisch eingeschatzt.

e Fodrderorganisationen in Deutschland neigten eher dazu, ihre Gelder an
konservative Forschungsprogramme in gro3en Gruppen zu geben, als Klei-
nere Gruppen und innovative Programme zu unterstitzen.

Die Bedeutung, gerade in der heutigen Zeit flexibel reagieren zu knnen, hebt
der Vertreter des Auswartigen Amtes mit einem Hinweis auf das Buch "The
Lexus and the Olive Tree" von Thomas Friedman hervor. In diesem Buch
spricht der Autor von der Globalisierungskrankheit MIDS ("Microchip Immun
Deficiency Syndrom"), womit er die Unfahigkeit bezeichnet, sich den Ge-
schwindigkeiten des Veranderungsprozesses anzupassen.

Diese Globalisierungskrankheit kdnne Unternehmen und staatliche Institutio-
nen in gleicher Weise betreffen und zwar vor allem dann, wenn sie nicht durch
Flexibilisierung, Offnung traditioneller Strukturen und Verflachung von Hierar-
chien in der Lage seien, den Anpassungsprozess erfolgreich zu bewaltigen.
Der Kampf gegen MIDS sei ein wichtiges Thema und die Forschungskoopera-
tion zwischen Deutschland, Europaischer Union und den Vereinigten Staaten
dabei ein zentraler Bereich. So sieht der Referent das Erfolgsrezept der USA
vor allem in der Flexibilitat und der Schaffung idealer Strukturen flur Forschung
und Entwicklung. Nicht ohne Grund stromten talentierte Wissenschaftler an die
mit Endowments und Stiftungskapital am besten ausgestatteten US-
Hochschulen. Leichter Zugang zu Risiko-Kapital (venture capital) sei dabei der
Transmissionsriemen.

Der Staatssekretar des Niedersachsischen Ministeriums fur Wissenschaft und
Kultur stellt fest, dass von deutschen Universitaten vom Anfang des Jahrhun-
derts weltweit ein Glanz ausging, der in der nationalsozialistischen Diktatur
abrupt ein Ende fand. Doch er betont auch, dass die Pradikate "reich, leis-

9 Anm. der Verfasser: Von den schon seit Jahrzehnten andauernden Diskussionen um die insgesamt unzurei-
chenden Freiheitsgrade des wissenschaftlichen Mittelbaues einschlief3lich der Privatdozenten und des C1 und
C2-Nachwuchses ganz zu schweigen. Vgl. hierzu ebenfalls als Betrachtung von zeitlosem Wert: Alexander
Busch (1959) Die Geschichte des Privatdozenten. Géttinger Abhandlungen zur Soziologie. Ferdinand Enke
Verlag Stuttgart. auch: Reprint Edition (1977) by Arno Press, New York.
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tungsstark, flexibel", die die Offentlichkeit im Allgemeinen mit den amerikani-
schen Universitaten verbindet, keineswegs auf alle dortigen Universitaten zu-
treffen. Zum einen gebe es innerhalb des Hochschulsystems der USA ein au-
Rerordentlich grofes Leistungsgefalle, zum zweiten finde sich dies selbst in-
nerhalb einiger der weltweit angesehensten amerikanischen Elitehochschulen.
Ebenfalls weist er darauf hin, dass die deutschen Nobelpreistrager - im Ge-
gensatz zu den USA - entweder im Ausland forschen oder sie Direktoren an
Max-Planck-Instituten sind. Und nicht zuletzt schopfe die USA einen erhebli-
chen Teil ihrer Wissenschaft mit internationaler Reputation aus Personen, die
zumindest zeitweise Zuwanderer vor allem auch aus Deutschland seien.

Auch der Vertreter eines deutschen GroRunternehmens beurteilt die US-
amerikanischen Forschungsmaoglichkeiten differenziert: Wahrend er in Bezug
auf Freiheit und Effizienz der Forschung deutliche Vorteile sieht, halt er andere
Bewertungen fur individuelle, nicht Ubertragbare Einschatzungen.

Ein US-amerikanischer Referent bestatigt, dass es eine vorgefasste Meinung
Uber die Wissenschaft in Deutschland in den USA gebe und dass Vorurteile
verbreitet seien, die man nicht so einfach ausraumen koénne. Um diese Stereo-
type aufzubrechen, sei es so wichtig, den Austausch zu férdern zum Beispiel
mittels Fellowships, Stipendien sowie der Einrichtung verfigbarer Stellen fr
auslandische Wissenschafter.

Auf der anderen Seite gilt es jedoch auch, Schwachstellen in der deutschen
Hochschullandschaft zu erkennen und Optimierungspotenziale zu nutzen.
Hierzu werden in den Vortragen und der Diskussion verschiedene Aspekte
genannt:

Starkung der universitaren Forschung

Ein Diskussionsteilnehmer halt es fur einen Kardinalfehler in Deutschland,
dass die Universitaten lange Jahre in erster Linie als Produzenten von Studier-
ten betrachtet worden seien. Innovative Forschungsprojekte seien haufig an
Grol¥forschungseinrichtungen gegeben worden, was dazu gefuhrt habe, dass
in den Universitaten haufig nur mittelmaRige Forschung betrieben werde. Ge-
lange es, diese innovative Forschung wieder starker in den Universitaten zu
verankern und geeignete Institute mit Grofl3forschungsinstituten zusammenzu-
fuhren, dann wirden auch die deutschen Universitaten wieder attraktiver fur
Nachwuchsforscher und etablierte Forscher aus den USA.
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Der Vertreter des BMBF betont, dass es unerlasslich sei, nach aulen zu
kommunizieren, welche Forschungseinrichtung wirklich gut sei und wo
Kompetenzen gebundelt seien. Dies setzt voraus, dass eine Bewertung der
Leistungen und Leistungsfahigkeit der Forschungseinrichtungen
vorgenommen wird. Mehrere Referenten pladieren dementsprechend fur die
EinfUhrung bzw. den Ausbau eines Ranking sowohl von Forschungsleistungen
wie auch der Ausgestaltung der Lehre und der Qualitat der Studentinnen und
Studenten.

Betreuung auslandischer Studierender

Einen wichtigen Ansatzpunkt zur Optimierung der transatlantischen Koopera-
tion, wenn nicht gar eine conditio sine qua non, stellt die intensive Betreuung
auslandischer Studierender dar. Hier haben deutsche Universitaten einen
Wettbewerbsnachteil, da sie bisher keinen finanziellen Anreiz haben, sich um
auslandische Studierende zu kimmern.

Insbesondere die Ausstattung mit Mitarbeitern fir administrative Aufgaben
wird bislang fur nicht ausreichend gehalten, um diese Aufgabe zu bewaltigen.
Ein Vertreter des BMBF fordert, hier in der Zukunft kreativer zu werden. Dies
konne bedeuten, dass Professoren in das Pflichtenheft ihrer Assistenten die
Betreuung auslandischer Studierender hineinschreiben oder dass die Burger
einer Universitatsstadt zur Mitarbeit motiviert wurden.

Ebenfalls wird seitens des BMBF gefordert, bei der gerade bei den Landern im
Prozess befindlichen Umstellung der Hochschulfinanzierung internationale Ak-
tivitaten und Leistungen starker in die Kriterien der Finanzierung einfliel3en zu
lassen. Die Attraktivitat einer Universitat fur internationalen Austausch und in-
ternationale Zusammenarbeit solle ein Kriterium sein. Vertreter von Universi-
taten fordern ebenfalls die Bereitstellung von Mitteln bzw. Kraften, um den
administrativen Aufgaben, die mit der EinfUhrung eines internationalen Stu-
dienganges anfallen, gerecht werden zu kénnen, wobei die Einschatzung vor-
herrscht, dass ohne diese Mittel die Einrichtung eines solchen Studienganges
zumindest an einer kleinen Hochschule keinen Sinn mache. Schliel3lich for-
dern die Vertreter der Hochschulen mehr Flexibilitat durch die Offnung des 6f-
fentlichen Dienstrechts.
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Marketing

Mehrere deutsche Referenten und Teilnehmer weisen auf die Notwendigkeit
einer intensiven Vermarktung der Bemuhungen deutscher Hochschulen um
internationale Zusammenarbeit hin. Hier bestehe noch Nachholbedarf, denn
auch bereits vorhandene Angebote werden im internationalen Raum nicht im-
mer im erwarteten Rahmen aufgenommen, wie der Vertreter der Universitat
Gottingen am Beispiel zweier neu eingerichteter internationaler Studiengange
darstellt. Der Vertreter der BMBF weist darauf hin, dass das BMBF auf die
verstarkte Nutzung des Internet mittels Einrichtung eines Portals setze, das
mehr Transparenz schaffen solle.

So kdnnten weltweit kinftig schnell und bequem Informationen sowohl Uber
die einzelnen Forschungseinrichtungen als auch Uber Forschungsschwerpunk-
te, Forderschwerpunkte und Verfahren abgerufen werden. Das Portal solle
nicht zuletzt den Zugang zu den wirklich guten Einrichtungen erleichtern.

Bildung von Leistungszentren

Immer wieder wird im Verlauf der Tagung die Schaffung sog. centers of excel-
lence angesprochen. Der Vertreter der Europaischen Kommission weist darauf
hin, dass im Konzept fur die Schaffung eines europaischen Forschungsraums
auch der Gedanke einer Vernetzung solcher Leistungszentren artikuliert sei. In
diesem Rahmen konne sich die EU durch ihre verschiedenen Forschungs-
programme positiv profilieren. Die bisherige Diskussion Uber den Begriff der
Eliten zeige jedoch, dass die in den USA selbstverstandliche Einsicht, dass
Eliteforderung und Massenausbildung keine unvereinbaren Gegensatze seien,
in Europa noch nicht weit verbreitet sei.

Daruber hinaus bereite die Auswahl entsprechender Leistungszentren Proble-
me. Dennoch sei der abstrakte Anspruch, gute und breite Ausbildung fir Stu-
denten durchzuflhren und gleichzeitig die besten Teams besonders zu férdern
und miteinander in Kontakt zu bringen, um dadurch europaischen Mehrwert zu
schaffen, eine lohnende Herausforderung.

Ein deutscher Teilnehmer steht dem Gedanken der Vernetzung von Leistungs-
zentren skeptisch gegenuber. Seiner Meinung nach brauche man keine Ver-
netzung mehr, wenn die Exzellenz weltweit bekannt und anerkannt sei. Ein
amerikanischer Referent weist darauf hin, dass er in kleinen Projekte verteilte
Exzellenz fur gesuinder und innovativer halte als die diskutierten Zentren und
er dementsprechend fur eine Forderung dieser kleinen Projekte pladiere.



20

2.3 Forschungsforderung

Der Vertreter des BMBF stellt dar, dass es in Deutschland eine Vielzahl von
Programmen gibt, die durch die grolden Mittlerorganisationen DAAD, DFG und
AvH getragen werden, aber auch viele andere, die Forschungsreisen, kurzere
und langere Forschungsaufenthalte und gemeinsame Projekte deutscher und
amerikanischer Wissenschaftler fordern. Auch die Generalsekretarin der Wis-
senschaftlichen Kommission des Landes Niedersachsen halt die Internatio-
nalisierung von Lehre und Forschung fur zwar immer noch entwicklungsfahig,
aber in Deutschland vergleichsweise gut ausgebaut. Deutschland sei jedoch
fur auslandische Wissenschaftler vor allem im Bereich der Geisteswissen-
schaften attraktiv, die bekanntlich nicht im gleichen Masse wie die Naturwis-
senschaften Drittmittel einwerben kénnen.

Der Stellvertretende Direktor des Europaischen Buros der Johns Hopkins Uni-
versitat erlautert, dass es einige Stipendien- bzw. Finanzierungsagenturen ge-
be, die fundierte und intelligente Beratung aus der "Forschungsgemeinde" be-
kamen und damit gute Arbeit leisten konnten. Er halt eine entsprechende Ab-
stimmung mit den fuhrenden Akteuren eines bestimmten Fachgebiets Uber
geplante Forschungsprogramme flr eine unerlassliche Voraussetzung. Ange-
sichts der enormen Anzahl von Forderprogrammen konnten einige dieser Pro-
gramme ganz spezifisch fur die transatlantische Kooperation genutzt werden.
Er empfiehlt diesbezlglich die Zusammenarbeit mit der Association of Ameri-
can Universities (AAU), die sich aus etwa funfzig der fihrenden Forschungs-
universitaten, sowohl privaten als auch offentlichen, zusammensetzt. Eine
permanente Zusammenarbeit mit der AAU oder auch die Einberufung eines ad
hoc Beratungskomitees durch die AAU sieht der Referent als effizienten Weg,
die amerikanische "Forschungsgemeinde" zu erreichen. Daruber hinaus muss-
ten die Labyrinthe der Forschungsférderung - und hier verweist der Referent
ausdrucklich auf Brussel - gelichtet werden, um mehr Transparenz und Syn-
chronisation zu ermaoglichen.

Mehrere Referenten fordern dartber hinaus ein verstérktes Engagement der
USA fir die transatlantische Kooperation ein. So beklagt die Generalsekretarin
der Wissenschaftlichen Kommission des Landes Niedersachsen, dass die in-
stitutionellen Versuche, transatlantische Forschungskooperationen zu férdern
wegen der geringen Finanzierungsbereitschaft auf amerikanischer Seite weit-
gehend gescheitert sind. Sowohl die Erfahrungen des ehemaligen deutsch-
amerikanischen akademischen Konzils (DAAK) mit dem von der Humboldt-
Stiftung Ubernommenen Transcoop-Programm wie auch die Bemihungen des
DAAD, in Kooperation mit der National Science Foundation (NSF) und dem
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American Council of Learned Societies (ACLS) Forschungskooperationen zu
fordern, belegten dies. Der Vertreter des BMBF betont, dass eine weitere Fra-
ge, die im transatlantischen Dialog verfolgt werden musse und die auch in den
Zusammenhang der deutsch-amerikanischen Forschungszusammenarbeit
gehodre, die nach der Offnung staatlicher Forschungsprogramme fir Teilneh-
mer aus Partnerlandern sei. Die Bundesregierung habe ihre Forderbestim-
mungen im Sinne einer Offnung 1998 geandert und erwarte nun von amerika-
nischer Seite Reziprozitat.

Strategische Bundelung auf gemeinsame, definierte Projekte, an denen auch
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft beteiligt sind, und die Formulierung
problemorientierter Forschungsprogramme sind Kennzeichen, die die deut-
sche Forschungsforderung und seit dem 5. Rahmenprogramm die Europai-
sche Union gemeinsam haben. Eine Beteiligung der Vereinigten Staaten an
Leitprojekten im 6. Rahmenprogramm stelle daher eine interessante mittelfris-
tige Perspektive fur die transatlantische Zusammenarbeit dar. Der Staatssek-
retéar des Niedersachsischen Ministeriums fur Wissenschaft und Kultur sieht
das groRte Mobilitatshindernis in den oft hohen Studiengeblhren und in der
abnehmenden Bereitschaft amerikanischer Universitaten, im Rahmen von Ko-
operationstibereinkommen Studiengebuhren zu erlassen. Umgekehrt wirden
deutsche Stipendienprogramme teilweise durch die Bestimmungen der ameri-
kanischen Steuergesetzgebung beeintrachtigt.

Auch in der Diskussion pladiert ein Teilnehmer flr die Mdglichkeit, gemein-
same Forschungsprogramme einzurichten. Er stellt dar, dass seit etwa zehn
Jahren in den Ingenieurwissenschaften europaische Kooperationsprojekte
dank der Programme der Europaischen Union selbstverstandlich seien und
weitere Kooperationen mit Japan und China durchgefiihrt werden. Es gebe
viele Kontakte in die USA, z.B. durch Studentenaustausch und wissenschaftli-
che Konferenzen, aber es gebe keine Mdglichkeit, gemeinsame Forschungs-
projekte zu beantragen. Hier sieht der Teilnehmer Handlungsbedarf fir die
DFG und die National Science Foundation. Ein Vertreter des BMBF stellt als
ein Beispiel fur parallele Fordermalinahmen in den USA und Deutschland das
erste internationale Graduiertenkolleg vor, welches durch die DFG gefordert
wird. Die DFG kooperiere sehr eng mit der National Sience Foundation und es
gebe inzwischen Ansatze in verschiedenen Fachbereichen, die eine weltweite
Kooperation ermoglichen wurden.
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Ein deutscher Teilnehmer weist auf die Schwierigkeiten hin, die auftreten,
wenn Forschungskooperation praktiziert und Forschungsforderung in An-
spruch genommen wird. So sei es etwa problematisch, bestimmte regional-
spezifische Forderbedingungen zu unterschreiben, wie die Beschaftigung ei-
nes angemessenen Anteils farbiger oder hispanischer Arbeitnehmer an einer
deutschen Universitat als Voraussetzung fur die Inanspruchnahme amerikani-
scher Fordergelder. Er pladiert in diesem Sinne - wie auch ein US-
amerikanischer Referent - fur die Vereinfachung der Fordermodalitaten.

Ein Professor der Universitat Hannover betont nicht zuletzt aufgrund seiner
eigenen Vita den Faktor Eigeninitiative, der gepaart mit institutioneller Forde-
rung das beste Rezept flir den Forschungsaustausch sei. Die institutionelle
Forderung musse allerdings noch flexibler werden, um auf die individuelle Si-
tuation von Bewerbern besser einzugehen, statt diese in einen zu starren insti-
tutionellen Rahmen zu zwangen.

Der niedersachsische Staatssekretar stellt eine Aufstockung der Forschungs-
forderung aus deutscher Sicht in Aussicht, denn aus den UMTS-Zinsgewinnen
werde das BMBF die "Zukunftsinitiative Hochschule" finanzieren, die sicherlich
wesentliche Impulse zur Forderung der transatlantischen Kooperation beinhal-
te.

2.4 Die Bedeutung des personlichen Faktors

Im Verlauf der Tagung betonen einige Referenten und Teilnehmer, dass die
Kooperationen zwischen deutschen und amerikanischen Forschern wie auch
Unternehmen aus personlichen Kontakten entstehen, die in der Regel bei fri-
heren Austauschprogrammen gewachsen sind. Transatlantische Zusammen-
arbeit in Forschung und Technologie braucht nicht nur gemeinsame Themen
und harmonisierte Rahmenbedingungen, sondern muss letztlich getragen
werden von Menschen. Der Vertreter des BMBF weist darauf hin, dass junge
Deutsche und Europaer gerne in die USA gehen, denn Kultur, Sprache und
wissenschaftliche Exzellenz und nicht zuletzt die guten beruflichen Perspekti-
ven fur USA-erfahrene Wissenschaftler in Deutschland bieten einen ausrei-
chend grolen Anreiz dafur.

Demgegenuber wird kritisiert, dass es z.B. fur auslandische Wissenschaftler in
Deutschland immer noch schwerer sei, Fakultdtspositionen zu erlangen als fur
auslandische Forscher in den USA. Die Erleichterung des Zugangs zu Fakul-
tatspositionen, und parallel dazu auch die Ermoglichung der deutschen
Staatsangehdrigkeit, wird als wichtiger Schritt angesehen, um Deutschland als
Forschungsstandort fur amerikanische Wissenschaftler attraktiver zu machen
und Humanressourcen in Deutschland zu binden.
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Ein weiteres Austausch-Hemmnis flr amerikanische Forscher stellt die Not-
wendigkeit zur Mobilitdt in Deutschland nach der Habilitationsphase, also in
einem Alter von meist Uber 35 Jahren dar. Da US-amerikanische Studenten
schon wahrend der Ausbildungsphase relativ mobil waren - und dadurch nach
Meinung eines Referenten schon in relativ jungem Alter auch zu unabhangi-
gen Forschern wirden - ist ein weiterer Ortswechsel in Deutschland nach funf
oder mehr investierten Jahren wahrend der Habilitationsphase als junger Pro-
fessor oft mit den persdnlichen Winschen der Wissenschaftler und ihrer Fami-
lien schwer vereinbar. In Deutschland sind "Hausberufungen" jedoch nach wie
vor die Ausnahme@

Auch kulturelle Unterschiede spielen eine nicht zu unterschatzende Rolle. Ein
US-amerikanischer Referent macht dies beispielsweise am deutschen Melde-
wesen fest: Wenn man nach Deutschland komme, so wollten die deutschen
Behorden viele personliche Informationen: Wo man wohne, wie die Mutter mit
Geburtsnamen heil’e und vieles mehr. Fur einen Amerikaner wirke dies be-
fremdlich.

Nur am Rande diskutiert werden fremdenfeindliche Tendenzen in der deut-
schen Gesellschaft. Diese Aspekte werden auch von den US-amerikanischen
Referenten nicht als Barrieren thematisiert. Als eine wesentliche Barriere flr
die Wahl Deutschlands als Austauschland fir junge Studierende und Wissen-
schaftler wird hingegen die deutsche Sprache eingeschatzt. So weist der Ver-
treter der Universitat Gottingen darauf hin, dass die deutsche Sprache von den
fur die Austauschprogramme Verantwortlichen als einer der zwei maligeb-
lichen Faktoren fur den Rickgang der Anzahl der Studierenden aus den USA
in Gottingen eingeschatzt wird. Fur die Bewaltigung des alltaglichen Lebens in
Deutschland sei die Grundkenntnis der deutschen Sprache zweifellos uner-
lasslich. Im Rahmen des Humboldt-Fellowship, das ein Referent in Deutsch-
land absolviert, sind z.B. zwei Monate zum Studium der deutschen Sprache
vorgesehen. Diesen Zeitraum halt er fur relativ kurz, um in Deutschland ggf.
mit Familie zu leben, selbst wenn es maoglich sei, die Forschung ausschlie3lich
in englischer Sprache durchzuflhren.

Auch dieser Aspekt ist jedoch umstritten. Ein Teilnehmer konstatiert, Deutsch-
land habe nicht rechtzeitig berucksichtigt, dass die lingua franca in der Wis-
senschaft seit dem zweiten Weltkrieg englisch geworden sei, was sich durch

10 Ein Tagungsteilnehmer aus dem BMBF weist auf die staatliche Uberregulierung der Studienplatze als eine der
Ursachen fiir die geringe Mobilitdt der Studierenden in Deutschland hin. Er gehe aber davon aus, dass diese
langsam abgebaut werde.



24

die Entwicklungen im Internet sicherlich noch verstarke. Doch zahlreiche Akti-
vitaten zum Abbau der Sprachbarriere wurden bereits unternommen: So stel-
len die inzwischen an deutschen Universitaten neu eingerichteten internationa-
len Studiengange, die damit werben, auf Englisch zu unterrichten, einen ers-
ten wichtigen Schritt dar. Einige Referenten aus den USA weisen darauf hin,
dass sie in Deutschland in ihrer Muttersprache lehren konnen und bewerten
dies als Vorteil. In den Max-Planck-Instituten ist inzwischen auch bei den Ver-
waltungskraften Englisch die offizielle Sprache. Ein Referent weist darauf hin,
dass auch fur deutsche Forscher Englisch inzwischen selbstverstandlich sei,
da viele Veroffentlichungen in Englisch erfolgen und auch in Wissenschaftli-
chen Gesellschaften wie z.B. der Botanischen Gesellschaft die meisten Reden
in Englisch gehalten wirden. Relativierend weist ein Vertreter des BMBF dar-
auf hin, dass auch aufgrund der GrofRe des deutschen Marktes auf Deutsch
als Sprache in Lehre und Forschung nicht verzichtet werden solle.

2.5 Kooperation und Wettbewerb an der Schnittstelle zwischen
Wissenschaft und Wirtschaft

Neben der Frage der Qualitat der Forschung und ihrer Rahmenbedingungen
wird auch immer wieder die Frage der Vermarktung von Forschungsergeb-
nissen auf transatlantischer Ebene verglichen. Die Generalsekretarin der Wis-
senschaftlichen Kommission des Landes Niedersachsen weist darauf hin,
dass die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft im Forschungsbe-
reich ein Gebiet sei, das seit einiger Zeit hochste politische Aufmerksamkeit
genielde. Damit verbunden seien die unterschiedlichsten Hoffnungen: Arbeits-
platze zu schaffen, die regionale Wirtschaft in Gang zu bringen, die Finanzie-
rungssorgen der Hochschulen zu erleichtern und durch die Forderung der wis-
senschaftlichen Kooperation neue Stellen zu erhalten. Fir den Nachwuchs
konnen sich Berufschancen eroffnen, wenn z.B. Firmengrindungen aus For-
schungsprojekten hervorgehen. Obwohl die Diskussion inzwischen lebhaft ge-
fuhrt werde, seien viele Berihrungsangste, die sich aus den unterschiedlichen
Kulturen bzw. aus dem unterschiedlichen Selbstverstandnis in Wissenschaft
und Wirtschaft ergeben, noch immer vor allem in Deutschland sehr zu spuren.
Inzwischen versuche man jedoch in allen Bundeslandern mit Nachdruck, die
Rahmenbedingungen fur die Bildung fur public-private-partnership-
Kooperationen zwischen Hochschulen und Industrieunternehmen zu verbes-
sern. Dennoch schaue jeder, der sich in diesem Feld tummeln mochte, neider-
fullt in die USA, wo sowohl die rechtlichen Voraussetzungen als auch die all-
gemeine Philosophie fur die Grundung neuer Unternehmen im Grenzgebiet
zwischen Hochschule und Wirtschaft die Startbedingungen wesentlich verbes-
sere.
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Auch der US-amerikanische Vertreter der Wirtschaft halt diese zwei Aspekte
fur einen zumindest in der jungsten Vergangenheit noch zutreffenden wichti-
gen Unterschied. So geht er davon aus, dass die technologiefeindliche Stim-
mung in Deutschland in den letzten Jahrzehnten maligeblich dazu beigetragen
hat, dass die biotechnologische Revolution in Deutschland nicht so erfolgreich
sein konnte wie in den USA. Die urspringlichen Impulse fir die US-
amerikanische Biotechnologieindustrie sieht der Vortragende in den interes-
santen Partnerschaften zwischen akademischen Institutionen und jungen auf-
strebenden Biotechfirmen. Junge Wissenschaftler aus Harvard, Stanford, Ber-
keley und der Universitat von Kalifornien behielten einerseits ihre Stellen an
der Universitat, gingen aber auch dazu Uber, Biotechnologiefirmen zu griinden
- die schnell finanziert wurden, denn es gab damals, und dies wird als dritter
Gegensatz zu Europa genannt, ein sehr offenes Venture-Kapital-System in
den USA. Diese Entwicklung fuhrte dazu, dass es derzeit in den USA 1350
Biotechnologiefirmen gibt und Hunderte davon schon an die Bdérse gegangen
sind.

Er bringt jedoch auch ein Beispiel fir bahnbrechende Forschungsergebnisse
in den USA, die aus ideologischen Griunden nicht vermarktet wurden: Die bio-
technologische Revolution in den Vereinigten Staaten begann 1975 an zwei
Orten: zum einen in Stanford und Berkeley, wo die ersten Arbeiten mit rekom-
binanter DNA gemacht wurden, zum anderen in Cambridge, wo erstmals mo-
noklonale Antikorper hergestellt wurden. Wahrend Stanford seine Forschungs-
ergebnisse patentieren lie® und in den letzten 17 Jahren Einnahmen seitens
der Pharma- und Biotechindustrie aus aller Welt, aber auch von einigen aka-
demischen Institutionen erhalten hat, meldete Cambridge kein Patent auf sei-
ne Arbeit zu monoklonalen Antikérpern an und erhalt fur seine ganz maligebli-
chen Forschungsarbeiten auf diesem Gebiet kein Geld.

Der Staatssekretar des Niedersachsischen Ministeriums fur Wissenschaft und
Kultur macht eine Trendwende im deutschen Denkansatz aus: Wahrend friher
als Dogma einer wissenschaftlichen Karriere "publish or perish" galt, ist heute
deutlich sichtbar, dass Patentanmeldungen, Existenzgrundungen und Firmen-
ausgrundungen nicht mehr im Verdacht stehen, einer "illegitimen" Bereiche-
rung zu dienen. Vielmehr sehe auch die deutsche Hochschulpolitik darin in
erster Linie einen Nutzen fir die Gesellschaft, vor allem, um das trotz glnsti-
ger Entwicklung immer noch drangende Problem der Arbeitslosigkeit auch von
dieser Seite her in den Griff zu nehmen.
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Die Frage der transatlantischen Kooperation an der Schnittstelle von Wissen-
schaft und Wirtschaft wird im Verlauf der Tagung mehrfach gestellt. Der Ver-
treter des BMBF sieht, dass sich trotz der unendlichen Kooperations-
madglichkeiten im Zeitalter der Globalisierung Kooperationsbeziehungen nicht
beliebig entwickeln. Wenn der Transfer von Wissen und Technologie auch
weltweit stattfindet, so haben doch die globalen Netze deutlich erkennbare
Schwerpunkte und bevorzugte Bahnen. Es flie3en rund 20 Prozent der Auf-
wendungen deutscher Unternehmen fur Forschungsauftrage ins Ausland, ein
erheblicher Teil konzentriert sich auf die USA. Umgekehrt ist auch Deutsch-
land fur US-Unternehmen ein attraktiver Standort, denn es zieht seinerseits
den Léwenanteil ihrer Auslandsausgaben fur Forschungszwecke an. Als wei-
teres Beispiel nennt der Referent die Lizenzeinnahmen der Max-Planck-
Gesellschaft, die 1998 zu 40 Prozent von Unternehmen aus den USA (zum
Vergleich: 18 Prozent von japanischen Unternehmen) erzielt wurden.

Dass es noch sehr wenige grenzuberschreitende Public-private-Partnership
gibt, macht die Vertreterin der Wissenschaftlichen Kommission des Landes
Niedersachsen an den gro3en Unterschieden der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen fur Unternehmensgrindungen in den verschiedenen Landern fest.
Dies stelle schon bei einer europaischen Kooperation z.B. zwischen Deutsch-
land und Frankreich die Beteiligten vor nur schwer zu Uuberwindende Proble-
me.

Der Vertreter des BMBF halt das Patentrecht fur eine wichtige Rahmenbedin-
gung fur fairen transatlantischen Wettbewerb. Mit zunehmender Kooperation
bei gleichzeitigem harten Wettbewerb werde insgesamt die Harmonisierung
des gewerblichen Rechtsschutzes ein immer wichtigeres Ziel, das aber nur
langfristig verfolgt werden kénne. Fur den Ausbau der transatlantischen Zu-
sammenarbeit sei derzeit entscheidend, dass die potentiellen Kooperations-
partner in jedem Einzelfall im Konsens praktikable und faire Vereinbarungen
fur den Schutz des geistigen Eigentums treffen, die den beteiligten Wissen-
schaftlern und Firmen Rechtssicherheit geben. Ein Beispiel flr solche Regeln
sieht das BMBF in seiner Vereinbarung mit dem amerikanischen Gesund-
heitsministerium in Verbindung mit den National Institutes of Health, die als
Muster flUr andere Falle geeignet sein kdnnte. Im europaischen Kontext hat die
Bundesregierung die Erfahrung gemacht, dass die Harmonisierung des Pa-
tentrechts groRe Vorteile gebracht hat. Aus diesem Grund beflrwortet die
Bundesregierung die Einflhrung eines EU-Gemeinschaftspatents.
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Im internationalen Humangenom-Projekt sieht der Referent die extremste Ko-
inzidenz von zugleich hochster Intensitat von Wettbewerb und Kooperation.
Ausdruck dieser Intensitat sind die Vereinbarungen, die die beteiligten Wis-
senschaftler fur den Austausch von genetischer Information getroffen haben,
die sogenannten Bermuda-Regeln: entschlisselte Gensequenzen mussen in-
nerhalb eines Tages im Netz publiziert werden. Wer dagegen verstolt, riskiert
vom Informationsfluss und dem Austausch z. B. von genetischem Material
ausgeschlossen zu werden.

Zwischen dem Patentrecht in Europa und in den USA macht der Referent trotz
erheblicher internationaler Harmonisierung noch grundlegende Unterschiede
aus. Gerade von Wissenschaftlern und Vertretern kleinerer und mittlerer Un-
ternehmen in Deutschland wirde das Fehlen einer Neuheitsschonfrist im eu-
ropaischen Patentrecht beklagt. Anders als in den USA ist es in der EU nicht
madglich, ein Patent anzumelden, wenn der Gegenstand des Patents bereits, z.
B. in einer wissenschaftlichen Publikation, veroffentlicht worden ist. Wenn die
Teilnahme an einem internationalen Netzwerk wie in der Humangenomfor-
schung, eine umgehende Publikation voraussetzt, so entstehen fur europai-
sche Wissenschaftler Probleme, die eine Neuheitsschonfrist |0sen wirde. Die
Bundesregierung setzt sich auf europaischer Ebene aktiv fir die Beseitigung
dieses Standortnachteils ein.

3. Ausgewabhlte Beispiele fur Kooperationen
Kooperation in Hochschulausbildung und Forschung

3.1 Transatlantische Forschungskooperation der Universitat Goéttingen

Der Vertreter der Universitat Gottingen stellt den aktuellen Stand der transat-
lantischen Forschungskooperation am Beispiel dieser Universitat dar und er-
ldutert im Speziellen die beiden neu eingerichteten internationalen Studi-
engange fur "Molecular Biology" und "Neurosciences".

An der Georg-August-Universitat waren im Wintersemester 1999/2000 84 Stu-
dierende aus den USA eingeschrieben. Vor 10 Jahren lag diese Zahl mit 120
Studierenden um etwa 40 Prozent hoher. Die Anzahl der Studierenden aus
den USA hat - im Gegensatz zur Zahl der "Bildungsauslander" - relativ und
absolut kontinuierlich abgenommen. Derzeit studieren an der Georg-August-
Universitat 1798 Bildungsauslander, gegentber 1325 vor zehn Jahren. Der
relative Anteil der Studierenden aus den USA an der Gesamtzahl der Bil-
dungsauslander hat sich in den vergangenen zehn Jahren also nahezu hal-
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biert, von 9,1 Prozent auf 4,7 Prozent zum Winter-Semester 1999/2000. Bil-
dungsauslander machen derzeit 7,6 Prozent aller Studierenden an der Georg-
August-Universitat aus. Der erhebliche Abwartstrend der Studierendenanzahl
aus den USA, so der Referent, stimme ihn bedenklich. Er halte erhebliche An-
strengungen fur notwendig, hier zumindest den Status quo zu erhalten.

Fast 90 Prozent der Studierenden aus den USA kamen uber Sonderprogram-
me der Universitat Gottingen nach Deutschland; der grofRte Anteil kdme von
der Universitat von Kalifornien. Dieses Programm laufe seit 1963, beruhe auf
Gegenseitigkeit und vermittele Studienaufenthalte fur ein Jahr, die ganz Uber-
wiegend von Studierenden im zweiten oder dritten Studienjahr wahrgenom-
men werden. Seien mit Hilfe dieses Programms friher 70 bis 80 Studierende
pro Jahr aus den USA nach Goéttingen gekommen, so sei diese Zahl in den
letzten Jahren auf 45 bis 55 zurickgegangen. Demgegenuber stehe eine Viel-
zahl von Studierenden aus Gottingen, die einen Studienaufenthalt an der Uni-
versitat von Kalifornien durchfihrten oder sich dafir bewurben.

Prozentualer Anteil der auslandischen Studierenden / der Studierenden
aus den USA an der Georg-August-Universitat

2363

auslandische Studierende

9% A 0.75
6 % - -0.50
1744 Studierende aus den USA 100
3% -0.25

89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99
Jahr
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Verteilung auf die Fakultaten (1999)
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Die Studierenden aus den USA verteilten sich 1999 zu Uber 50 Prozent auf die
Philosophische Fakultat und nur zu knapp 23 Prozent auf die Mathematisch-
Naturwissenschaftliche Fakultat. Die Studierenden aus Gottingen an der Uni-
versitat von Kalifornien hingegen bevorzugen mit knapp 30 Prozent Sozialwis-
senschaften als Studienfach.

Die Verantwortlichen fur dieses Programm sehen nach Darstellung des Refe-
renten die Ursachen fur die negative Entwicklung der Studierendenzahlen aus
den USA in verschiedenen Faktoren:

e Zum einen habe Deutsch als Studienfach in den USA seine Rolle nicht hal-
ten konnen. Deutsch werde an den Schulen nicht gelehrt und auch an den
Universitaten nicht mehr nachgefragt.

e Zum anderen sei der Stellenwert Deutschlands als Zielland fur ein Aus-
landsstudium relativ gering. Hier sieht man den ausschlaggebenden Faktor
und halt neben den Sprachschwierigkeiten fur eminent, dass Deutschland
als Land der Wissenschaft seit 1933 nicht mehr im Bewusstsein der globa-
len wissenschaftlichen Gemeinde sei;

e Fur die Universitat von Kalifornien gibt es noch einen dritten, den demogra-
phischen Faktor; denn die Universitat richtet sich mehr in den asiatischen
und hispanischen Raum aus.

Um den negativen Trend der Studierendenzahl aus den USA aufzuhalten,
werden seitens der Programmverantwortlichen folgende Malinahmen vorge-
schlagen: Zum einen mussten kurzere Studienaufenthalte angeboten werden,
die ein Semester, oder im Rahmen eines Sommerkurses drei Monate dauern;
zum anderen mussten diese Programme in Englisch abgehalten werden. Der
Referent ist bezuglich der Verklrzung des Studienaufenthaltes skeptisch und
sieht die Gefahr eines staatlich subventionierten Tourismus.

Internationale Programme "Molecular Biology"” und "Neurosciences"

Das Gottinger Zentrum fur Molekulare Biowissenschaften (GZMB), eine fakul-
tatsubergreifende Einrichtung, bietet seit dem Wintersemester 1999/2000 die
neuen Studiengange "Molecular Biology" und "Neurosciences" an, die den
Forderungen der Internationalisierung, Modularisierung, sowie Kompatibilitat
mit anderen Systemen genugen. Einstiegsvoraussetzung fur diese beiden
Studiengange ist der bachelor of science bzw. analog ein Grundstudium mit
Vordiplom und zwei Semestern Hauptstudium in einem der naturwissenschaft-
lichen Facher. Als Beitrag zur Studienzeitverkirzung folgt darauf ein Intensiv-
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studienjahr, das unter Aufhebung der Semesteraufteilung 37 Wochen dauert.
Daran schlief3t eine Prufung an, welche darliber entscheidet, ob die Kandidatin
bzw. der Kandidat direkt in ein PhD-Programm einmundet oder mit einem
Master of science abschlieen wird. Die Studiensprache ist Englisch.

Die Studiengange sind inzwischen in das Programm der International Max-
Planck-Research-Schools aufgenommen worden. Trager der Studiengange
sind die verschiedenen Institutionen der Universitat Gottingen im biowissen-
schaftlichen Bereich, die auch Trager des GZMB sind, die ortlichen Max-
Planck-Institute und das Deutsche Primatenzentrum; diese drei Trager stellen
auch die Dozenten.

Pro Jahr werden 20 Bewerber fur die beiden Studiengange aufgenommen; der
Anteil an auslandischen Studierenden sollte dabei etwa 50 Prozent betragen.
Neben dem bachelor of science bei einem Lebensalter unter 25 Jahren war
ein weiteres Auswahlkriterium ein exzellenter akademischer Lebenslauf. Jede
Bewerberin bzw. jeder Bewerber wurde im Rahmen des Auswahlverfahrens
personlich interviewt.

Die Studiengange wurden nicht zuletzt ins Leben gerufen, weil es an exzel-
lentem biowissenschaftlichen Nachwuchs fehlt. Das Auswahlverfahren mit Ex-
zellenz- und Personlichkeitskriterien spielte deshalb eine wichtige Rolle; wei-
terhin wurde ein "thesis-committee" ins Leben gerufen, das jede Dissertation
prufen soll - hiermit soll die oftmals "pathologische Beziehung" zwischen Dok-
torand und Betreuer aufgehoben werden. Die Ausrichtung auf Exzellenz hat es
nach Darstellung des Referenten ermdglicht, dass die Studierenden schon im
ersten gemeinsamen Studienjahr finanziell unterstitzt werden und man erwar-
te dank des Engagements des DAAD, des Niedersachsischen Ministeriums
und der Industrie die weitere Finanzierung der PhD-Periode.

Abschliel3end stellt der Vertreter der Universitat Gottingen die Auswahl in ei-
nem der beiden Studiengange vor: Nach einer relativ kurzen Bewerbungsfrist
von drei Monaten via Internet und Aushangen gab es 293 Bewerbungen, die
meisten davon aus Asien. Aus den USA kamen zwei Bewerbungen, aus Ka-
nada eine. Von diesen Kandidaten wurde keiner zugelassen. Von daher sei zu
vermuten, dass amerikanische Studierende das Internet nicht fir Bewer-
bungszwecke nutzen. Die geringe Bewerberanzahl aus Nord-Amerika soll in
den kommenden Jahren jedoch durch Mundpropaganda erheblich erhoht wer-
den.
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Weiter seien seine Bewerber des Studienganges "Molecular biology" mit Blick
auf fremdenfeindliche Vorgangen oder Eindricke befragt worden. Vierzig Pro-
zent der Bewerber beklagten in diesem Zusammenhang die oftmals diskrimi-
nierende Behandlung bei der Visumserteilung in den deutschen Konsulaten
und Botschaften. Der Referent betont, dass derartiges nicht passieren durfe
und hier dringend Handlungsbedarf gegeben sei.

3.2 Moglichkeiten fur wissenschaftlichen Austausch aus der Sicht
eines US-amerikanischen Humboldt-Stipendiaten

Der Forschungsstipendiat der Alexander von Humboldt-Stiftung sieht sich am
Beginn seiner wissenschaftlichen Karriere im Bereich der Halbleiterphysik und
beschreibt am eigenen Beispiel, was Forschungszusammenarbeit flr einen
jungen Wissenschaftler bedeuten kann und welche Schwerpunkte aus seiner
Sicht vorrangig betrachtet werden missen:

Austausch junger Wissenschaftler fordern

Der Austausch junger Wissenschaftler zu Beginn ihrer Karriere sollte nach
Meinung des Referenten die hdchste Prioritat erhalten, wenn es um die Star-
kung der Forschungszusammenarbeit zwischen den USA und Deutschland
gehe. Verbindungen, die zu Beginn der Forschungskarriere geschlossen wur-
den, definierten oft den Forschungsschwerpunkt fir ein ganzes Leben. Allein
schon die Kenntnis paralleler Forschungsaktivitaten oder -gemeinden auf der
ganzen Welt erhohe die Wahrscheinlichkeit neuer Forschungszusam-
menarbeit. Oftmals hatten etablierte Wissenschaftler sehr viele Verpflichtun-
gen zuhause, so dass sie nicht so oft ins Ausland gehen kénnten. Studenten
hingegen konnten spezielle Techniken in Austauschprojekten aus erster Hand
lernen und dann diese Techniken mit nach Hause bringen.

Was motiviert einen Studenten oder einen jungen Wissenschaftler ins Ausland
zu gehen? Was konnte getan werden, um diese Option noch attraktiver zu
machen? Der Referent beantwortet diese aus seiner Sicht zentralen Fragestel-
lungen aus seiner eigenen Erfahrung heraus:

1998 habe er in Elektrotechnik seinen PhD an der Princeton Universitat mit
einer Arbeit im Bereich Halbleitertechnik erworben. Wahrend seiner zwei Jah-
re in der Post-doc-Forschung an der Universitat von Maryland entwickelte er
einige neue ldeen fur elektrische Gerate und suchte nach einem Labor, wo er
diese Ideen einbringen konnte. Es gab zwei Forschungsinstitute in den USA,
die die notwendige Ausstattung besalden, aber diese suchten keine Post-docs.
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Zwischenzeitlich habe er von der Weltklasse-Forschung gehort, die am Walter
Schottky Insitut in Minchen durchgefuhrt wird. Von einem Forschungsaufent-
halt im Ausland rieten ihm aber sowohl Kommilitonen als auch Professoren ab.
Die Zeit im Ausland sei verlorene Zeit und man geriete in Vergessenheit in der
US-amerikanischen Forschungsgemeinschaft, so wurde argumentiert.

Der Referent besuchte das Walter Schottky Institut in Minchen und die Quali-
tat der dort betriebenen Forschung liel3 ihn - entgegen der erhaltenen Ratsch-
lage - die Einzigartigkeit dieser Forschungsmoglichkeit erkennen. Daruber
hinaus war er jedoch auch personlich an der kulturellen Erfahrung, im Ausland
zu leben, interessiert und beschloss, Kontakt in die USA Uber Email, Internet
und den jahrlichen Besuch einer Fachkonferenz zu halten. Sein Forschungs-
aufenthalt wird durch ein Stipendium der Alexander-von-Humboldt-Stiftung fi-
nanziert.

Die durchgefihrte Forschung ist nach Einschatzung des Referenten sowohl
fur ihn selbst als auch flur die Forschungsgruppe am Walter Schottky Institut
von Nutzen. Er arbeite an der Fragestellung, wie Elektrizitat in extrem schma-
len Drahten, die nur rund 100 Atome breit sind, geleitet wird. Er selbst bringe
seine Erfahrung mit speziellen Messtechniken ein; die Forschungsgruppe wie-
derum ist bekannt fur ihre Erfahrungen mit dem Wachstum von Kristallen.

Der Forschungsstipendiat plant, die vollen zwei Jahre seines Stipendiums in
Deutschland auszuschopfen und dann in die USA zurlckzukehren.

Angleichung der akademischen Strukturen

Der Referent erlautert diesen Punkt aus der Perspektive eines deutschen Stu-
denten, der in den USA einen Abschluss, Diplom oder PhD, anstrebt. Obgleich
Forschungserfahrung im Ausland, gerade auch in den USA, in Deutschland
geschatzt werde, sei es fur den Studenten in der Regel schwierig, einen deut-
schen Professor zu finden, der ihn unterstutze, da dieser weder ausreichend
Kontrolle Uber die Arbeit seines Diplomanden habe noch direkten Nutzen fir
seine eigene Gruppe daraus ziehen kénne. Deutsche Studenten, die ihr Dip-
lom in den USA machen wollten, hatten deshalb Schwierigkeiten, diesen Auf-
enthalt zu finanzieren und riskierten ein zusatzliches akademisches Jahr ohne
Zertifizierung ihrer Arbeit.

Ein deutscher Doktorand musse in einem Drei-Jahres-Programm unter gro-
Rem Zeitdruck sein Projekt beenden, so dass es fur ihn ebenso unattraktiv sei,
weitere Forschungsanstrengungen im Ausland zu unternehmen. Ebenso er-
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scheine es unattraktiv fur Doktoranden, ein aufgrund der anderen Rahmen-
bedingungen funf bis sieben Jahre dauerndes Programm in den USA zu ab-
solvieren (im Vergleich zum Drei-Jahres-Programm in Deutschland).

Der Referent schlagt vor, in der Regel das deutsche Diplom mit dem US-
amerikanischen master degree gleichzusetzen. Dies hatte den Vorteil, dass
ein deutscher Student sich in ein masters Programm einschreiben kdnne, oh-
ne die Unterstitzung eines einen deutschen Professors zu bendtigen. Und
falls ein Student direkt nach dem Vordiplom ein PhD anstrebe, hatte er immer
noch die Aquivalenz mit dem Diplom im Hintergrund, falls er sein PhD nicht
abschlie3en kdnne.

Verbesserung der finanziellen Forderung

Ein groRes Hindernis fur junge US-amerikanische Forscher fur einen For-
schungsaufenthalt in Deutschland sieht der Referent in der Schwierigkeit, eine
finanzielle Foérderung zu erhalten. Kurzfristige Post-doc Positionen fur die
Dauer von zwei Jahren seien vorgesehen, jedoch seien diese Positionen nicht
mit finanziellen Mitteln ausgestattet. Fur Professoren sei die Finanzierung ei-
nes einzigen Assistenten, der fur finf Jahre bei ihm forsche, im Vergleich zu
mehreren Graduierten - die nach Ansicht des Referenten der Gruppe mehr
nutzen warden - attraktiver. Funf Jahre seien eben aus Sicht des Professors
ergiebiger als ggf. mehrere auslandische Forscher zwei Jahre lang zu finan-
zieren. Junge amerikanische Wissenschaftler seien in der Regel aber nicht
gewillt, finf Jahre in Deutschland zu forschen. Hier sind nach Meinung des
AvH-Stipendiaten die etablierten Férderorganisationen, Universitaten und For-
schungsunternehmen gefragt, zweckgebunden Gelder fur kurzfristige For-
schungspositionen bereit zu stellen, um einen entsprechenden Austausch zu
ermoglichen.

Kreativitat und Freiheit der Forschung fordern

Neben der finanziellen Férderung halt der AvH-Stipendiat es fur unerlasslich,
Positionen anzubieten, die fur den wissenschaftlichen Nachwuchs in den USA
auch in anderer Hinsicht attraktiv seien. Attraktivitat sei in diesem Rahmen eng
verbunden mit kreativer und freier Forschung. Wahrend in den USA ein junger
Professor selbststandig Uber seine Forschungsinhalte entscheide, mussten die
Forschungsprogramme in Deutschland vom fuhrenden C-4-Professor geneh-
migt werden. Das wissenschaftliche System in Deutschland wird insofern auch
als zu hierarchisch eingestuft. Forderorganisationen in Deutschland neigten
eher dazu, ihre Gelder an konservative Forschungsprogramme in grof3en
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Gruppen zu geben, als kleinere Gruppen und innovative Programme zu unter-
stutzen. Nicht zuletzt wurden die sechs Jahre dauernde Habilitation und die
Notwendigkeit, danach die Universitat zu wechseln, junge Forscher aus den
USA entmutigen, da solche Komplikationen in den USA nicht vorliegen.

Die wichtigste Investition flr zukinftige Forschungskooperationen zwischen
den USA und Deutschland bestehe also letztlich, so der Referent in seiner Zu-
sammenfassung, im Austausch junger Wissenschaftler. Anderungen am aka-
demischen Abschlussprogramm in Deutschland seien notwendig, damit Deut-
sche besser in den USA studieren und forschen konnten. Fur junge Wissen-
schaftler aus Amerika sei es notwendig, gezielte Investitionen flr kurzfristige
Post-doc Positionen bereitzustellen. Die Attraktivitat dieser Positionen nehme
nach seiner Ansicht zu, wenn man mehr kreative Forschung zulasse, denn
kreative Freiheit ziehe die besten Forscher an.

3.3 Erfahrungen und Ausgangsbedingungen eines amerikanischen
Biologen

Der Referent schildert eingangs seine personlichen Erfahrungen, die er im
Laufe seiner wissenschaftlichen Karriere als Molekularbiologe gemacht hat:
Jetzt amerikanischer Staatsburger, wurde er in Israel geboren und besuchte
dort die Schule, bevor er in die USA umzog. Er erwarb den bachelor of scien-
ce in Biologie und spater auch den PhD. Nach weiteren zweieinhalb Jahren
als promovierter Forscher (post doc researcher) erhielt er eine Fakultatspositi-
on - ein Ublicher Schritt in den USA - bei der Universitat of Michigan, wo er
immer noch arbeitet. Jeder Schritt seiner wissenschaftlichen Ausbildung (un-
dergraduate, graduate, post-doc) fand in einer anderen Universitat statt, zwei
der Universitaten liegen in Kalifornien, eine in New York. Eine solche Mobilitat
in der Ausbildungsphase sei typisch in der wissenschaftlichen Ausbildung in
den USA. Studenten in den USA seien hochmotiviert, sich verschiedenen
"Gedankenschulen" auszusetzen; Universitaten wiederum uUbernahmen fast
nie ihren eigenen graduierten Nachwuchs. Diese Praxis sieht der Referent als
wichtigen Kontrast zur generellen Praxis der wissenschaftlichen Ausbildung in
Deutschland. Insgesamt erscheinen dem Referenten auf der Basis seiner per-
sonlichen Erfahrungen folgende Eckpunkte abstrahierbar:

Bilateraler wissenschaftlicher Austausch

Wahrend seiner wissenschaftlichen Karriere in den USA traf der Referent
mehrere deutsche Forscherinnen und Forscher, die dort ausgebildet wurden
und begann gemeinsame Projekte mit ihnen. Eine deutsche Wissenschaftlerin
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ging 1986 zurtck nach Deutschland an die Universitat von Goéttingen und spa-
ter in eine Fakultatsposition nach Rostock. Wahrend der letzten vierzehn Jah-
re wurde das Engagement zur Zusammenarbeit aufrechterhalten und flhrte zu
einem Austausch von Studenten, wobei insgesamt funf Studenten aus dem
Labor der deutschen Wissenschaftlerin bei Professor Pichersky und zwei sei-
ner Studenten in Deutschland arbeiteten. Der Aufenthalt betrug jeweils zwi-
schen einem und vier Monaten.

Dartber hinaus fanden jahrliche personliche Treffen statt, bei denen die zu-
kinftige wissenschaftliche Forschung diskutiert und projektiert wurde. Dieser
Austausch wurde bisher von der wissenschaftlichen Abteilung der NATO ge-
fordert, wobei derzeit nach alternativen Fdérderungsmoglichkeiten gesucht
wird, da die NATO keinen Austausch etablierter NATO-Staaten mehr fordert.

Die Basis fur die Zusammenarbeit sieht der Referent in der Tatsache, dass -
obwohl die beiden Laborleiter im gleichen Bereich arbeiten - sie in verschiede-
nen Techniken ausgebildet wurden und die Labors mit verschiedenen, teil-
weise sehr teuren technischen Geraten ausgestattet sind. Die erfolgreiche Zu-
sammenarbeit mindete in etliche gemeinsame Publikationen.

Derzeit leistet der Referent ein Forschungsfreisemester am Max-Planck-
Institut fir Chemische Okologie in Jena a Der Kontakt habe sich wahrend
des ersten Forschungsfreisemesters des Referenten entwickelt, welches er in
den USA ableistete.

Der personliche Faktor als treibende Kraft

Die Charakteristika seiner internationalen Zusammenarbeit halt der Referent
zumindest fur die Verhaltnisse in der Biologie insoweit fur Ubertragbar, als sie
in jedem Labor hatten stattfinden konnen. Er sieht den Forscher als treibende
Kraft, der - aufgrund des relativen Mangels an nutzlichen Techniken, Ausstat-
tung und nicht zuletzt Personal - nach geeigneten Personlichkeiten sucht, um
durch Zusammenarbeit die Produktivitat des eigenen Labors zu erhohen und
der Konkurrenz vorauszusein; ein Verhalten, das dem in der Wirtschaft nicht
unahnlich sei. Die Universitaten in den USA hatten auch insofern einen wirt-
schaftlichen Vorteil, als sie die kommerziellen Rechte ihrer Forschungsergeb-
nisse behalten durften. Forschungskollaboration aus dem eigenen Interesse
des Wissenschaftlers heraus: In diesem Sinne misst der Referent dem person-
lichen Faktor eine maligebliche Rolle bei. Persdnliches Kennenlernen, das

1 Der jetzige Forschungsaufenthalt wird von der Alexander von Humboldt-Stiftung und von der Fulbright-
Kommission finanziert.
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uber ein kurzes Gesprach auf einem Kongress hinausgehe oder die Empfeh-
lung eines Freundes seien hierbei wichtig, da auch Wissenschaftler zuvorderst
ihren personlichen Gefuhlen und ihrem personlichen Urteil vertrauten, wenn es
um die Zusammenarbeit mit anderen gehe.

Der Referent sieht Wissenschaft letztlich als eine Art Klub: Es sei vonnéten,
mit besonderen Leistungen hervorzutreten, um in diesem Klub eine Rolle zu
spielen. Der Klub versorge die Mitglieder mit wichtiger Information - meist vor
der Publikation - und ermdgliche es, an den entscheidenden informellen Dis-
kussionen teilzuhaben. Erst damit konne man zu den Trendsettern gehoren
und der Konkurrenz zumindest einen Schritt voraus sein.

Barrieren bilateralen Austausches

Der Referent hat in den vergangenen 20 Jahren einen Rickgang in der Anzahl
deutscher Biologen, die in die USA kommen und insbesondere amerikanischer
Biologen, die nach Deutschland kommen, beobachtet. Dies sei schlecht fur
Deutschland, da die USA derzeit weltweit die fuhrende Rolle in der Biologie
einnahmen.

Warum ist Deutschland nicht attraktiver flir amerikanische Biologen? Der Re-
ferent beantwortet diese Frage aus seiner personlichen Erfahrung: Als Wis-
senschaftler, der nicht in den USA geboren wurde, sei er dort keine Ausnahme
gewesen. Viele Wissenschaftler kamen aus anderen Landern in die USA und
ihre Anzahl habe in den letzten Jahren erheblich zugenommen. Diese auslan-
dischen Wissenschaftler wirden nicht benachteiligt, wenn sie sich um Positio-
nen, insbesondere auch Fakultatspositionen bewerben.

Er habe in vielen Auswahlkomitees mitgearbeitet und etliche Bewerbungen
von Wissenschaftlern bekommen, die keine US-amerikanischen Staatsburger
waren. Das Auswahlkomitee entscheide in der Regel ausschliel3lich nach der
Befahigung. Wenn der beste Kandidat ausgewahlt sei, sei es die Aufgabe der
Universitatsverwaltung, die Immigrationsformalitdten durchzufihren. Die USA
profitierten auf diesem Weg global von Humankapital, das unter anderem
selbst bereits Verbindungen zu vielen anderen Staaten aufgebaut habe.

Die USA seien aus seiner Sicht fur viele auslandische Wissenschaftler auch
deshalb so attraktiv, weil sie dort personliche und berufliche Lebensplanung
integrieren konnten. So kdnne man nicht nur attraktive Forschung in den USA
betreiben, sondern auch - vorausgesetzt man sei erfolgreich - fir den Rest des
Lebens in den USA, haufig sogar an einem Ort, verbleiben und innerhalb we-
niger Jahre die US-amerikanische Staatsblrgerschaft erwerben.
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Umgekehrt gibt es vereinzelt auch amerikanische Wissenschaftler, die Fakul-
tatspositionen in Deutschland erworben haben. Die drei Direktoren am Max-
Planck-Institut in Jena, an dem der Referent derzeit forscht, sind dafur ein Bei-
spiel. Aber dies ist nicht annahernd in dem Mal} der Fall, in dem deutsche o-
der deutschstammige Professoren in den USA arbeiten.

Der Referent rat in diesem Zusammenhang, den Erwerb einer Fakultétsposi-
tion fiir ausléndische Wissenschaftler zu erleichtern, denn selbst diejenigen
auslandischen Wissenschaftler, die danach in ihr Land zurickgehen, wirden
auf die Dauer fur Deutschland von Nutzen sein.

Um Deutschland auch daruber hinaus fur US-amerikanische Forscher attrakti-
ver zu machen, sieht der Referent weitere Ansatzpunkte. Insgesamt musse
aber berlcksichtigt werden, dass die beiden akademischen Systeme viele
strukturelle Unterschiede hatten, die in ihrer Historie begrindet seien. Es sei
sicherlich nicht einfach, diese unterschiedlichen Systeme durchgangig kompa-
tibel zu gestalten.

Bei einem Punkt jedoch gebe es besonderen Handlungsbedarf: Dem Prozess
der Habilitation. In den USA bendtigt ein Biologe mit PhD gewdhnlich zwei bis
vier Jahre an Postdoc-Forschung, bevor er eine Fakultatsposition erlangen
konne. FUnf bis sechs Jahre nach Beginn der Fakultatsposition kdnne dann
unter Umstanden das erste Forschungsfreisemester durchgefihrt werden. Das
System der Habilitation hingegen verzdgere den Zeitpunkt, bevor ein Forscher
eine feste Stelle an der Fakultat erhalten konne, um etliche Jahre.

Dies entmutige nicht zuletzt auch auslandische Forscher, in Deutschland Fa-
kultatspositionen anzustreben. Auch der Zeitpunkt, zu dem das erste For-
schungsfreisemester angetreten werden kénne, verschiebe sich nach hinten.
Daraus ergibt sich zwangslédufig die Notwendigkeit fiir eine grundlegende
Uberarbeitung bzw. den Ersatz des klassischen Habilitationsverfahrens.
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Kooperation auf der Ebene von Unternehmen und Forschungsinstitutionen

3.4 Forschung diesseits und jenseits des Atlantiks:
Die Perspektive eines globalen Unternehmens

Fur ein global agierendes Unternehmen sei weltweite Zusammenarbeit auch in
Forschungsangelegenheiten selbstverstandlich und unproblematisch, betont
der Leiter der Abteilung Forschungspolitik der DaimlerChrysler AG. Der Kon-
zern kooperiere seit Jahrzehnten erfolgreich Uber den Altantik hinweg, sowohl
in den Bereichen Verkauf und Produktion als auch in der Entwicklung und For-
schung.

DaimlerChrysler ist auf allen Kontinenten vertreten und verflgt Gber ein For-
schungs- und Entwicklungsbudget von 7,5 Milliarden Euro; damit gehort die
Firma weltweit zu den drei Firmen mit den hochsten Forschungsbudgets. Dar-
Uber hinaus wird zentrale, langfristig orientierte Forschung mit einem Jahres-
budget von rund 350 Millionen Euro betrieben. DaimlerChrysler unterhalt zehn
Forschungslabors, davon vier in Deutschland und zwei in den USA.

Der Trend zu verstarkter internationaler Zusammenarbeit - sowohl mit der In-
dustrie als auch mit der Wissenschaft - habe auch vor DaimlerChrysler nicht
halt gemacht. Als globales Unternehmen arbeite es weltweit mit Universitaten
zusammen, so dass fur die deutsche Wissenschaft inzwischen eine starkere
Konkurrenz bestehe.

In den letzten zwei Jahren hatten sich die Forschungsausgaben der deutschen
Industrie um ca. sieben Prozent erhoht. Der Anteil der Forschungsausgaben,
die nach aulRen vergeben wurde, habe sich jedoch im gleichen Zeitraum um
40 Prozent erhoht. Deutsche Universitaten allerdings hatten bislang von den
gestiegenen F+E-Ausgaben der deutschen Industrie kaum profitiert, denn die
eine Halfte davon wurde an Universitaten im Ausland vergeben, die andere
Halfte an industrielle Partner. In dieser Hinsicht sieht der Referent ein grof3es
Optimierungspotenzial fur deutsche Universitaten.

Industrielle Forschungskooperation mit den USA

Der Referent kritisiert die weitverbreitete Meinung, die Forschung in den USA
sei besser: Es gebe hohere Budgets, die Forschung sei wichtiger, die gesell-
schaftliche Akzeptanz sei hoher, die Freiheit und Effizienz seien hoher, es ge-
be weniger Burokratie und nicht zuletzt mehr Nobelpreise. Aus seiner Sicht
seien die Unterschiede in der Forschung zwischen den USA und Deutschland



40

gar nicht so gewaltig. Lediglich die Aspekte Freiheit der Forschung und Effi-
zienz hatten fur ihn Bestand; die anderen genannten Punkte halte er fur indivi-
duelle Einschatzungen, die nicht allgemein Ubertragbar seien.

So musse die haufige Aussage, in den USA werde im Gegensatz zu Deutsch-
land mehr Geld fur Forschung ausgegeben, relativiert werden; beispielsweise
habe das BMBF bekannt gegeben, dass pro Kopf die zivilen F+E-Ausgaben in
den USA unter denen in Deutschland lagen.

Generell seien die USA schon seit langem der wichtigste F+E-Partner der
meisten deutschen Industrien, gleichzeitig aber auch der grofRte Konkurrent.
Vertragsverhandlungen mit den USA seien relativ aufwendig, da die englische
Sprache in diesem Bereich sehr kompliziert sei. Obgleich die Forschungsland-
schaft in den USA dezentraler gestaltet sei, sei sie dennoch effizienter als in
Europa mit seinen 15 nationalen Grenzen, 15 nationalen Programmen sowie
zusatzlich einem umfangreichen EU-Programm. Forschung in den USA sei
schneller, wenn es um Praktikabilitat gehe; so sei die (europaische) Erfindung
des World-Wide-We in den USA schnell aufgenommen und weiter ent-
wickelt worden.

Die Erfahrungen der Industrie in der Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern in
den USA seien, dass in den USA mehr pragmatisch, mehr praxisorientiert und
nicht so theorielastig geforscht werde. Die Wissenschaft frage in der Industrie
nach den grol3en Problemen, damit sie ihre Forschungsprogramme entspre-
chend justieren kdnne. Als Beispiel nennt der Referent das PNGV- (partners-
hip of new generation vehicle) -Programm, das in den USA die drei grolden
Automobilhersteller aus Detroit, sieben national agencies und etliche Universi-
taten und Wissenschaftspartner in Washington zusammengefuhrt habe. Ge-
meinsam seien Ziele entwickelt worden, die in etwa dem Ziel der Entwicklung
eines Drei-Liter- Autos in Deutschland entsprachen. Alle Partner hatten dann
mit ihren Finanzmitteln an der Umsetzung der Ziele gearbeitet.

Ein derartiges Vorgehen halt der Vortragende in Deutschland fur derzeit nicht
mdglich, da von der Wissenschaft direkt kritisiert werden wirde, dass man als
verlangerte Werkbank von der Industrie missbraucht werde. In den USA arbei-
te die Wissenschaft fur eine nationale Mission und sei stolz darauf.

12 Anm.: Es wurde im Centre Européen de Recherche Nucléaire (CERN) in Genf entwickelt .
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Empfehlungen an die Politik

Der Vortragende halt fur die Zukunft die Konzentration der transatlantischen
Kooperation auf besondere Schlisselthemen wie Energie, Klima, Umwelt und
Mobilitat fir unerlasslich. Bei diesen Themen musse die Standardisierung und
Harmonisierung der gesetzlichen Regeln Uber den Atlantik hinweg erreicht
werden. An die Politik spricht er vier Empfehlungen aus:

1. Es sollte eine schonungslose Bestandsaufnahmen des Status quo der Wis-
senschaftslandschaften in Europa und den USA durchgefuhrt werden.

2. Diese Bestandsaufnahme sollte dazu befahigen, die jeweils erfolgreichsten
Instrumente zu nutzen, z.B. die EinfUhrung des Magister in den USA, und
eine starkere Deregulierung der Wissenschaft in Europa. Keinesfalls emp-
fehlenswert sei das einfache Kopieren eines Systems.

3. Die nationale Politik sollte neu Uuberdacht werden, um auch bei o6ffentlicher
Forderung wissenschaftliche Einrichtungen flr transatlantische Partner zu
offnen. Selbst wenn kurzfristig kein nationaler Nutzen aus einer solchen
Kooperation erwachse, so wirden langerfristig beide Partner davon profitie-
ren.

4. Der europaische Forschungsraum muisse synchronisiert und fur die USA
geoffnet werden.

5. Zum Abschluss verweist der Referent auf die Dringlichkeit, die Wissen-
schaft noch starker als bisher dem Wettbewerb zu 6ffnen. Die Industrie be-
diene sich eben der besten Universitaten und werde sich ihrer in Zukunft
verstarkt bedienen. Die transatlantische Kooperation konne daruber hinaus
vor allem durch einen Austausch von Personal gefordert werden. Wichtig
seien aber immer die Initiative und Flexibilitat des Einzelnen.

3.5 Erfahrungen eines amerikanischen Unternehmens:
Klonen mit Stammzellen in der politischen Diskussion

Der Vorstandsvorsitzende der ImClone Systems Inc., New York, halt die welt-
weite Zusammenarbeit in den Biowissenschaften fur wesentlich einfacher als
in anderen Bereichen, wobei er in der Zusammenarbeit die Essenz der Wis-
senschaft sieht. Er konstatiert eine mafigebliche Veranderung darin, dass in
Deutschland inzwischen Uber Zusammenarbeit in der Biotechnologie gespro-
chen werden kann und gesprochen wird, denn noch vor zehn Jahren hatten
deutsche Unternehmen, die in der Bio- und Gentechnologie tatig werden woll-
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ten, wie z.B. BASF, aufgrund der technologiefeindlichen Stimmung in den USA
produzieren mussen. Im letzten Jahrzehnt fand dann eine politische Verande-
rung statt, bedingt durch wirtschaftliche Realitaten, so dass diese Stimmung
an Boden verloren habe. Dennoch, in ganz Europa macht der Vortragende
politische Angste aus, die es in den USA nicht gebe. Allein dieses Faktum be-
deute wesentlich mehr Druck und Hemmnisse fur die Industrie.

Biotech-Industrie in den USA

Die biotechnologische Revolution in den Vereinigten Staaten begann nach
Darstellung des Vortragenden 1975 ungefahr zeitgleich an zwei Orten: Zum
einen in Stanford und Berkeley, wo die ersten Arbeiten mit rekombinanter DNA
(Genklon) gemacht wurden, zum anderen in Cambridge, wo erstmals mo-
noklonale Antikorper hergestellt wurden. Wahrend allerdings Stanford seine
Forschungsergebnisse patentieren liel® und in den letzten 17 Jahren Einnah-
men seitens der Pharma- und Biotechindustrie aus aller Welt, aber auch von
einigen akademischen Institutionen erhalten habe, meldete Cambridge kein
Patent auf seine Arbeit zu monoklonalen Antikérpern an und erhalte fir seine
ganz maldgeblichen Forschungsarbeiten auf diesem Gebiet kein Geld.

Die ursprunglichen Impulse fur die US-amerikanische Biotechnologieindustrie
sieht der Vortragende in der interessanten Partnerschaft zwischen akademi-
schen Institutionen und jungen aufstrebenden Biotechfirmen. Junge Wissen-
schaftler aus Harvard, Stanford, Berkeley und der Universitat von Kalifornien
behielten einerseits ihre Stellen an der Universitat, gingen aber andererseits
auch dazu Uber, eigene Biotechnologiefirmen zu griinden. Diese Firmengrin-
dungen wurden bereitwillig und schnell finanziert, denn es gab damals im Ge-
gensatz zu Europa ein sehr offenes Risikokapital-System in den USA. Die
Entwicklung fuhrte dazu, dass es derzeit in den USA 1350 Biotechnologie-
firmen gibt, Hunderte davon werden an der Borse notiert.

Die Freiheit der Wissenschaft

Welche Voraussetzungen braucht es fur eine solche kreative Firmengrindung
aus der Wissenschaft heraus? Fur eine conditio sine qua non halt der Vortra-
gende es, sicherzustellen, dass Grundlagenforschung ausreichend geférdert
wird. Daruber hinaus sei die Freiheit der Wissenschaft eine maligebliche
Rahmenbedingung. Die Politik stelle sich der Wissenschaft oft in den Weg,
dies sei hinderlich, denn sobald die Blchse der Pandora gedffnet sei, sei es
unmoglich, sie wieder zu schliefl3en.
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Die einzige sinnvolle Mdglichkeit fur die Politik, einzugreifen, sieht der Vortra-
gende darin, darauf zu achten, dass von Forschung und Produktion keine Ge-
fahren ausgehen. Um fur die Wissenschaft ein glnstiges Klima zu erhalten,
sei es unerlasslich, ihre positiven Aspekte wie Krankheitsbekampfung, Minde-
rung der Risiken durch Katastrophen oder Verbesserung der Welternahrung
massiv positiv zu vermarkten, um den Angsten und Befiirchtungen der Bevdl-
kerung entgegen zu wirken.

Stammzellforschung: Nutzen und politische Diskussion

FUr den Referenten geht es bei den Biotechnologie-Unternehmen um sehr viel
mehr als nur um die Frage nach Arbeitsplatzen oder individuellem wirtschaft-
lichen Erfolg. Seiner Meinung nach werden diese neuen Unternehmen die
Welt im dritten Jahrtausend unserer Zeit in positiver Weise verandern, denn in
diesen Unternehmen wirden die dazu erforderlichen neuen Medikamente und
neuen Entwicklungen hervorgebracht.

In Europa habe man zwar zur gleichen Zeit wie in den USA an Stammzellen
geforscht, aber Europa nahm auf der Unternehmensebene nicht an der life-
science-Revolution teil. Dies hat sich inzwischen geandert, und dadurch hat
sich auch die Firmenlandschaft geandert. Kooperationen und Fusionen finden
weltweit statt, Biotech-Unternehmen arbeiten global und gehen an verschiede-
ne Borsen. Diese Art der Kooperation wird nach Ansicht des Referenten die
Zukunft der Biotech-Industrie bestimmen.

Warum erforschten Biotech-Unternehmen die Genome der Stammzellen? Es
gebe Erkrankungen, die man nur erforschen kénne, wenn man Gewebekultu-
ren der erkrankten Zellen herstellen kdnne. Beispiele dafur sind der Alterungs-
prozess mit cardio-vaskularen Erkrankungen, Parkinson und Alzheimer. Ne-
ben den personlichen Auswirkungen seien dabei auch die volkswirt-
schaftlichen Auswirkungen des Alterungsprozesses der Bevolkerung weltweit
nicht zu vernachlassigen. Stammzellen z.B. aus dem Knochenmark kénnen
sich im Empfangergewebe differenzieren. Sie seien deshalb Uberall zur Opti-
mierung der Infrastruktur des erkrankten Gewebes einsetzbar. Doch die Zu-
kunft der Stammzell-Forschung verspreche neben der Moglichkeit zur Injektion
in erwachsenes Gewebe auch das bessere Verstandnis der Gene. Man kénne
kleine Molekule herstellen, die bestimmte Ziele in den genetischen Einheiten
angreifen und damit die Entwicklung von neuem Gewebe im Patienten indu-
zieren, ohne dass man Zellen injizieren musse.
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Doch auch hier greift die Politik zum Bedauern des Referenten ein. Seit das
Schaf Dolly in England geklont wurde und damit die Fahigkeit, ein Saugetier
und Stammzellen zu klonen, offensichtlich wurde, werde auch in den USA sei-
tens der Bundesregierung die Stammzellforschung reguliert. Seitdem existiere
auch in den USA eine Kontroverse Uber die Nutzung von Fétuszellen und er-
wachsenen Stammzellen. Ethische Dilemmata wuirden deutlich, doch auch
wenn die Regierung diese Art von Forschung nicht mehr finanziert, geht der
Referent davon aus, dass Biotechnologieunternehmen in diesem Bereich wei-
ter forschen werden und die Wissenschaft nicht aufzuhalten sei.

4. Ausblick und Kommentar: Kooperation auf gleicher Augenhdhe als
notwendige Voraussetzung fur Zukunftsfahigkeit

TechnologiefUhrerschaft, Eliteuniversitaten, Spitzenforschung - so oder ahnlich
lauten Begriffe, die eine schon seit Beginn des 20. Jahrhunderts diskutierte
Vorbildfunktion der USA in Bezug auf Wissenschaft und Forschung kenn-
zeichnen. Gleichwohl reicht das Spektrum seriéser Einschatzungen Uber die
Situation von Forschung und Bildung in den USA auch bis zum glatten Gegen-

teil bdl

Ahnlich ergeht es dem interessierten Analytiker auch mit den Einschatzungen
deutscher Experten in Bezug auf hiesige Zustande. Von Bildungsnotstand ist
die Rede, oft in einem Atemzug mit dem Stolz auf ein enormes geistiges Po-
tential der Forschenden, das weltweit kaum seinesgleichen finde.ﬂE\l/oIIends
schwierig wird es, wenn die Bandbreite positiver bis negativer Einschatzungen
der eigenen Situation im Blick Uber den Atlantik reflektiert wird.

Ein Beispiel dafltir: Der Glanz, der von deutschen Universitaten seit dem Zeit-
alter der Aufklarung ausging, lasst leicht vergessen, dass beispielsweise die
bereits 1636 gegrundete Harvard University eine langere Tradition hat als so

13 Vgl. hierzu Adolf v. Harnack (1910): "Dennoch steht heute, am Anfang des 20. Jahrhunderts, die deutsche
Wissenschaft, vor allem die naturwissenschaftliche, in einer Notlage, die nicht vertuscht werden darf. Zwar ist
es eine Ubertreibung, wenn jiingst von einem Hochschullehrer rund behauptet worden ist, die deutsche Wis-
senschaft sei bereits (namentlich von der amerikanischen) tberfligelt, und ihre Universitaten standen nicht
mehr an der Spitze; wahr ist aber, dass die deutsche Wissenschaft auf wichtigen Linien der Naturforschung
hinter der anderer Lander zurlickzubleiben beginnt oder in Gefahr steht." zitiert nach Schulze W. (2000) For-
schung in der Hand des Staates - Deutsche Erfahrungen im 20. Jahrhundert.
http://www.berlinews.de/archiv/1448.shtml

14 Es sei nur an die durchaus substantiellen Betrachtungen von Paul Kennedy zum Thema in seinem Werk "Auf-
stieg und Fall der grolen Machte" erinnert: Dt. Erstausgabe Frankfurt, 1989. Wiederauflage Dez. 2000 im Fi-
scher Taschenbuch Verlag.

15 Vgl. etwa "Basic Research in Japan and Germany - Similarities and Differences, Current Problems and Ten-

dencies" (1997) Gemeinsames Symposium der Alexander von Humboldt-Stiftung und der Japan Society for
the Promotion of Science, Hrsg.: JSPS Liaison Office Bonn.
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prominente deutsche Beispiele wie die 1734 gegrundete Goéttinger Universitat.
Damit ist nichts Uber heutige Verhaltnisse gesagt; deutlich wird aber der Stel-
lenwert, den die bis heute puritanisch gepragte US-amerikanische Gesell-
schaft schon wenige Jahre nach der Landung der ersten Pilgrim Fathers der
Ausbildung von Fuhrungseliten beimal3.

Ein weiteres Beispiel: Heute forschen allein in Harvard 31 Nobelpreistrager - in
Deutschland hingegen gibt es wohl nicht einen einzigen, der ordentlicher Pro-
fessor an einer Universitat ware. Deutsche Nobelpreistrager hingegen for-
schen oder lehren zumeist im Ausland - typischerweise in den USA. Einige
wenige sind als Direktoren an Max-Planck-Instituten zumindest teilweise in
Deutschland tatig. Nun ist aber der Nobelpreis entgegen haufiger Diktion nicht
das Mal aller Dinge. Abgesehen davon, inwieweit die (Selbst-)verleihung von
Preisen innerhalb eines gesellschaftlichen Teilsystems ein wirklich zutreffen-
der Indikator fur die Qualitdt oder den Erfolg von Forschung und Lehre sein
kann@ erscheint auch hier allein angesichts der Breite und Komplexitat des
Themas eine Bewertung vonnoéten, die einerseits differenziert genug bleibt,
andererseits aber dem Anspruch gendgen kann, wesentliche Ziele herauszufil-
tern.

Wie so oft verstellt aber die Reduktion auf Schlagworte, ebenso wie die -
heutzutage zweifellos unumgangliche - Uberzeichnung von Mangeln mit dem
Ziel des Bestehens im Wettbewerb um Aufmerksamkeit und Zuwendung (vor
allem auch finanzieller Art) den Blick auf die Potenziale zur Konfliktldsung.

Hier kommt man eher weiter, wenn man sich - wie im Rahmen der Tagung ge-
schehen - darauf beschrankt, mit einer mdglichst differenzierten Sicht der Din-
ge einige der kritischen Rahmenbedingungen zu beleuchten und auf diese
Weise zu mehr Klarheit beizutragen. Klar benennbare Problemfelder wie die
mangelnde Reziprozitdt des wissenschaftlichen Austauschs mit einem ein-
grenzbarem Malnahmenkatalog werden dabei ebenso deutlich, wie Problem-
felder - z.B. die wissenschaftliche und wirtschaftliche Nutzung des Klonens mit
Embryonalzellen und erwachsenen Stammzellen - in denen inter-
essensgebunden argumentiert wird und uber deren Ziele zumindest derzeit in
der deutschen Offentlichkeit noch kein breiter Konsens herrscht. Dass diese
Probleme in keinem Fall durch ein bloRes Kopieren der US-amerikanischen

16 Die Qualitat der Nobelpreise wird zweifellos auch auRerhalb der wissenschaftlichen Welt anerkannt. Dennoch
stellt sich die Frage, ob etwa unter Beteiligung bislang nicht reprasentierter Gruppen die gleichen Entschei-
dungen gefallt wiirden. Letztlich handelt es sich mit Ausnahme des Friedensnobelpreises eben um For-
schungspreise und nicht um den Ausdruck hdchster Wertschatzung aus Sicht der gesamten Menschheit.
Praktischer Beleg dieser oft vernachlassigten Einordnung ist z.B. die Existenz eines alternativen Nobelpreises
fir Belange der Okologie.
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Standards gel6st werden kénnen, war auch in dieser Tagung die einhellige
Meinung, doch das Ringen der verschiedenen Akteure um zielfuhrende Losun-
gen im Spannungsfeld zwischen Kooperation und Wettbewerb ist, wie die auf
verschiedenen Ebenen bereits begonnenen Anstrengungen zeigen, ein lang-
wieriger Prozess.

Ein Beispiel daflr ist die Nahrungsmittelsicherheit, insbesondere vor dem Hin-
tergrund der Diskussion Uber gen-veranderte Organismen. Der Vertreter des
BMBF sieht hier - wenngleich diese Frage naturlich nicht im Rahmen der bila-
teralen deutsch-amerikanischen Beziehungen zu l0sen ist - ein besonderes
Potenzial der deutsch-amerikanischen Zusammenarbeit in der Bereitstellung
nutzlicher Foren und der Schaffung gunstiger Voraussetzungen fir die Vorbe-
reitung der Gesprache bzw. der malRgeblichen Verhandlungen etwa im inter-
nationalen Rahmen der OECD, die eine der wichtigsten Plattformen zur Erar-
beitung international akzeptierter Standards darstellt. Gleiches gilt fur bi- bzw.
multilaterale europaisch-amerikanische Gesprache.

Auch die Frage nach der staatlichen Rolle bei der transatlantischen Zusam-
menarbeit in grundlagenorientierter Forschung stellt sich anders als etwa beim
Engagement deutscher Unternehmen auf amerikanischen Markten. Dennoch,
so der Vertreter des BMBF, wird die Bundesregierung immer wieder von der
Wirtschaft um Unterstitzung gebeten, um in Verhandlungen fairen Wettbe-
werb oder die Erarbeitung einheitlicher Standards und Rahmenbedingungen
sicherzustellen. Der damit zwangslaufig zum Ausdruck kommenden Konver-
genz zwischen offentlichen und wirtschaftlichen Interessen kann die Politik
weder mit pauschalen Bekenntnissen zur Wertfreiheit der 6ffentlich geférder-
ten Forschung gerecht werden noch mit einem allzu bereitwilligen Nachgeben
gegenuber vordergrindigen kommerziellen Interessen unter dem Schlagwort
der Standortsicherung.

Hier ist, gerade auch angesichts der ethischen Tragweite einiger neuer tech-
nologischer Entwicklungen, standige Diskussion und Auseinandersetzung in
jedem Fall ebenso gefordert wie die EinfUhrung neuer Instrumente zur Verbes-
serung von Transparenz nicht nur im transatlantischen Dialog, sondern auch
im Dialog mit der eigenen Bevolkerung.
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Nicht zielfUhrend kann dabei sein, im Wochen- bis Monatsgalopp ein neues
Thema durchs mediale Dorf zu treiben oder von Umstrukturierungen betrof-
fene Teile wissenschaftlicher Einrichtungen nicht rechtzeitig in einen konstruk-
tiven Dialog einzubinden. Stattdessen ist bei zentralen Fragen ein langer Atem
gefordert und eine angemessene Beteiligung einer breiten Fachoffentlichkeit,
auch in Hinsicht auf die Formulierung von Forschungsschwerpunkten und bei
der Mittelvergabe. Eine wertvolle Erganzung kann in diesem Zusammenhang
der zeitlich strukturierte Dialog per Inter- und Intranet bieten, in dem Entschei-
dungsvorlagen rechtzeitig zur Diskussion gestellt werden. Das bedeutet nicht,
dass fallige Entscheidungen auf inkompetente Schultern verlagert werden
mussen.

Eine weitere Frage, die im transatlantischen Dialog verfolgt werden muss und
die auch in den Zusammenhang der deutsch-amerikanischen Forschungs-
zusammenarbeit gehort, ist die nach der Offnung staatlicher Forschungspro-
gramme fur Teilnehmer aus den Partnerlandern, die in Deutschland forschen.
Die Bundesregierung hat ihre Férderbestimmungen im Sinne einer Offnung
1998 geandert und erwartet seitdem von amerikanischer Seite Reziprozitat.
Auch die Beteiligung der Vereinigten Staaten an Leitprojekten im 6. EU-
Rahmenprogramm stellt in diesem Zusammenhang eine interessante mittel-
fristige Perspektive fur die transatlantische Zusammenarbeit dar.

Strategische Bundelung auf gemeinsame, definierte Projekte, an denen auch
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft beteiligt sind, und die Formulierung
problemorientierter Forschungsprogramme sind Kennzeichen, die die deut-
sche Forschungsférderung und seit dem 5. Rahmenprogramm auch die Euro-
paische Union gemeinsam haben. Eine wichtige Rahmenbedingung fur fairen
transatlantischen Wettbewerb ist hier das Patentrecht. Mit zunehmender Ko-
operation bei gleichzeitigem harten Wettbewerb wird die Harmonisierung des
gewerblichen Rechtsschutzes ein immer wichtigeres Ziel, das aber nur lang-
fristig verfolgt werden kann. Fir den Ausbau der transatlantischen Zusam-
menarbeit ist allerdings fur den Vertreter des BMBF schon jetzt entscheidend,
dass die potenziellen Kooperationspartner in jedem Einzelfall im Konsens
praktikable und faire Vereinbarungen flr den Schutz des geistigen Eigentums
treffen, die den beteiligten Wissenschaftlern und Firmen Rechtssicherheit ge-
ben.

17 Umweltpolitikern ist dieser Effekt spatestens seit den 70er Jahren unter dem Stichwort "Schadstoff der Wo-
che" bekannt.
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Ein Beispiel fur solche Regeln habe das BMBF in seiner bereits genannten
Vereinbarung mit dem amerikanischen Gesundheitsministerium in Verbindung
mit den National Institutes of Health gegeben, die als Muster flr andere Falle
geeignet sein konnte. Die Erfahrung habe im europaischen Kontext gezeigt,
dass die Harmonisierung des Patentrechts gro3e Vorteile mit sich gebracht
habe. Aus diesem Grund beflrwortet die Bundesregierung die Einflhrung ei-
nes EU-Gemeinschaftspatents.

Zwischen dem Patentrecht in Europa und in USA bestehen — trotz erheblicher
internationaler Harmonisierung — noch grundlegende Unterschiede. Gerade
von Wissenschaftlern, aber auch von Vertretern kleinerer und mittlerer Unter-
nehmen in Deutschland ist wiederholt das Fehlen einer Neuheitsschonfrist im
europaischen Patentrecht beklagt worden. Anders als in den USA ist es in der
EU nicht madglich, ein Patent anzumelden, wenn der Gegenstand des Patentes
bereits, z. B. im Rahmen einer wissenschaftlichen Publikation, veroffentlicht
worden ist. Wenn die Teilnahme an einem internationalen Netzwerk wie in der
Genomforschung eine umgehende Publikation voraussetzt, so entstehen fur
europaische Wissenschaftler Probleme, die eine Neuheitsschonfrist 16sen
wurde. Die Bundesregierung setzt sich auf europaischer Ebene aktiv fur die
Beseitigung dieses Standortnachteils ein.

Schlieldlich muss auch die mangelnde Harmonisierung mit international Ubli-
chen Systemen im Fokus bleiben. Ursachen daflr hat die Bundesregierung
zusammen mit den Landern und den Hochschulen seit einigen Jahren identifi-
ziert, und sie hat MafRnahmen im Rahmen von Modellvorhaben wie z.B. inter-
nationalen Studiengangen, Mallnahmen zur Férderung der Anerkennung deut-
scher Studienabschlisse und zur Herstellung der Kompatibilitat zu dem anglo-
amerikanischen System ergriffen. Gerade die internationalen Studiengange
mit der Moglichkeit, die Abschlusse Bachelor und Master zu erwerben, sind
nach Einschatzung des BMBF-Vertreters auferst geeignet, junge US-
Amerikaner anzuziehen.

Diese Angebote stehen aber derzeit noch als vereinzelte Inseln in der deut-
schen Bildungslandschaft, so dass weitere Bemuhungen zur Erhohung der
Attraktivitat des Studienstandorts von Noéten sind. Hier kommt es auf die ein-
zelnen Universitaten, auf die Unterstlitzung durch die Wirtschaft und vor allem
auf die Lander an, das Angebot an Studiengangen zu modifizieren bzw. zu

18 Auf der gemeinsamen OECD-BMBF-Konferenz “Benchmarking Industry-Science-Relationship” in Berlin
(2000) sind Vorzlige und Nachteile der jeweiligen Regelungen fiir die Wettbewerbsposition diskutiert worden.

19 Vgl. unter FuRRnote 7
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erweitern. Dazu gehdrt aber auch, die Anstrengungen flr die internationale
Anerkennung deutscher Abschliusse, etwa des deutschen Diploms oder Meis-
terbriefs, zu verstarken: Es muss im Ausland und gerade in den USA viel deut-
licher gemacht werden, dass sich ein Diplom so renommierter Universitaten
wie der RWTH Aachen oder der TU Munchen keinesfalls hinter den vergleich-
baren Abschllissen der besten technischen Universitaten der USA zu verste-
cken braucht.

In Deutschland selbst steht zudem immer noch eine Neubewertung und Har-
monisierung mit einer Vielzahl hochqualifizierter Fachhochschulabschllsse
aus, die qualitativ sehr wohl mit vielen Erstabschllissen der etablierten Univer-
sitaten mithalten kbnnen.@

Auch auf der Ebene der Promotionsstudiengange ist einiges erreicht worden,
etwa durch die EinfUhrung der Graduiertenkollegs, die den Abschluss einer
Promotion innerhalb von drei Jahren auf hohem wissenschaftlichen Niveau
ermdglicht. Neue Wege werden mit dem ersten deutsch-amerikanischen Gra-
duiertenkolleg beschritten. Die Situation von Postdoktoranden hat sich stark
verbessert durch MalRnahmen wie das Emmy-Noether-Programm. Dazu muss
aber nach Auffassung des BMBF-Vertreters die Einfuhrung von Junior-
professuren kommen, die erheblich dazu beitragen konnen, die Attraktivitat
der deutschen Hochschulen wirksam fur hochqualifizierte jungere Wissen-
schaftler aus dem In- und Ausland zu erhdhen. Ein weiterer wichtiger Ge-
sichtspunkt ist die Mdglichkeit fur auslandische Wissenschaftler, in verschie-
denen Stadien ihres Werdeganges, im Anschluss an eine wissenschaftliche
Tatigkeit noch fur gewisse Zeit in Deutschland berufstatig zu sein. Was in den
USA eine Selbstverstandlichkeit ist, scheitert in Deutschland allzu oft an Be-
stimmungen des Auslanderrechts und des Arbeitsmarktes — zum Schaden der
Volkswirtschaft und zugunsten unserer Wettbewerber.

Bund und Lander in Deutschland planen gemeinsam eine konzertierte Aktion,
die sich die Attraktivitat und das internationale Marketing fur den Bildungs- und
Forschungsstandort Deutschland zum Ziel setzt. An der Aktion sollen die Wis-
senschafts-, Mittler- und Forschungsorganisationen sowie die Wirtschaft teil-
nehmen. Daneben werden Verbesserungen der Rahmenbedingungen fur den

20 pas Verschwinden akademischen Standesdiinkels kann in diesem Zusammenhang offenbar nur durch, wie
Max Planck es einmal formulierte, Paradigmenwechsel mittels Aussterben der alteren Generation erreicht
werden.
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wissenschaftlichen Nachwuchs, insbesondere beim Aufenthalts- und Arbeits-
recht angestrebt sowie Steigerungen der Attraktivitdt der Angebote unserer
Hochschulen und weiterbildenden Einrichtungen.

Als nicht zu vernachlassigender Faktor fur die Entwicklung der weiteren Zu-
sammenarbeit mit den USA in Forschung und Wissenschaft wird ein breites
offentliches Interesse in Deutschland benannt - das nach Einschatzung des
BMBF-Vertreters in besonderem Masse gegeben ist. Es werde allgemein ak-
zeptiert, dass deutsch-amerikanische Zusammenarbeit auch im Zeitalter von
Globalisierung und Internationalisierung ihre Berechtigung habe. Nicht zuletzt
daraus musse ein besonderer Ansporn abgeleitet werden, unser Wissen-
schafts- und Bildungssystem in Zukunft attraktiver fur junge Amerikaner und
Amerikanerinnen zu machen.
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Moderation:

Dr. Christiane Ebel-Gabriel
Generalsekretarin der Wissenschaftlichen Kommission des Landes Nieder-
sachsen, Hannover

K. Peter Gottwald
Leiter des Nordamerika-Referates im Auswartigen Amt, Berlin

Referentinnen und Referenten:

Karsten Brenner
Ministerialdirektor, Leiter der Abteilung europaische und internationale Zu-
sammenarbeit, Bundesministerium fur Bildung und Forschung, Bonn

Dr. Stephen M. McClain
Stellv. Direktor des Europaischen Buros der Johns Hopkins University, Berlin

Prof. Dr. Kurt von Figura
Zentrum Biochemie und Molekulare Zellbiologie, Universitat Gottingen

Dr. Matthew Allen Grayson

Gastwissenschaftler und Forschungsstipendiat der Alexander-von-Humboldt-
Stiftung an der Technischen Universitat Minchen, Abteilung Physik, Walter
Schottky-Institut

Prof. Dr. Eran Pichersky
Universitat Michigan, Ann Arbor; Ge]_stprofessor der Fulbright Kommission am
Max-Planck-Institut fr Chemische Okologie, Jena

Dr. Uwe Reinhardt
Staatssekretar, Niedersachsisches Ministerium fur Wissenschaft und Kultur,
Hannover

Dr. Jurgen Rosenbaum
Leiter der Abt. Kommunikation, Generaldirektor Forschung, Europaische
Kommission, Brussel

Dr. Horst Soboll
Leiter der Abt. Forschungspolitik, DaimlerChrysler AG, Stuttgart

Prof. Dr. Samuel Waksal
Prasident und Vorstandsvorsitzender der IMClone Systems Inc., New York,
Mitglied der New York Biotechnologie Association

Tagungsplanung und Organisation:

Hannelore Hausmann und Margit Durch
Wirtschafts- und sozialpolitisches Forschungs- und Beratungszentrum der
Friedrich-Ebert-Stiftung, Abt. Wirtschaftspolitik, Bonn

Verfasser der Broschiire:

Diplom-Biologin Maria Rieping und Mineraloge Dr. Jurgen Malley,
Konigswinter
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Friedrich-Ebert-Stiftung

Wirtschafts- und sozialpolitisches Forschungs-
und Beratungszentrum, Abt. Wirtschaftspolitik
Godesberger Allee 149

D-53170 Bonn

Telefax: 0228/883 299

Reihe "Wirtschaftspolitische Diskurse"

Zahlreiche unserer Broschiiren kénnen Sie auch als Volltext-Dokument in der digitalen Bibliothek der
Friedrich-Ebert-Stiftung unter http://www.fes.de/library/ask_digbib.html abrufen. Wahlen Sie dazu dort
in der Suchmaske unter Reihen bitte Reihe "Wirtschaftspolitische Diskurse" an.

Bisher erschienen

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 1
Okologische Modernisierung der Energieversorgung der DDR
Ziele, Instrumente, Kooperationsmdglichkeiten (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 2
Das neue Steuersystem fiir die DDR (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 3
Modernisierung der Wirtschaft in der DDR am Beispiel des alten Industrieraumes Chemnitz
Erfordernisse und Méglichkeiten (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 4
Mecklenburg-Vorpommern - Wege in eine bessere wirtschaftliche Zukunft (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 5
Strukturwandel und Beschaftigungskrise in den neuen Bundesldandern
Wirtschaftspolitische Perspektiven nach der Wahrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 6
Kommunale Finanzen und kommunale Wirtschaftsforderung - Grundlagen kommunaler Selbst-
verwaltung in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 7
Die Sanierung der Elbe als Aufgabe deutscher und europaischer Umweltpolitik
Programme, Instrumente und Kooperationen im Gewasserschutz (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 8
Wohnungsnot - Eine unendliche Geschichte? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 9
Modernisierung der Telekommunikation in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 10
Die Zukunft der Landwirtschaft in Brandenburg

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 11
Die Zukunft selbst gestalten: Beschiaftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften in der Phase
der wirtschaftlichen Neuordnung (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 12
Grundlinien kiinftiger Tarifpolitik in den neuen Bundeslandern (vergriffen)
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Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 13
Arbeitsmarktprobleme und Qualifizierungserfordernisse in den fiinf neuen Bundesldandern
(vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 14
Zukunft des Stadtverkehrs in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 15
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Umsetzung in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 16
Zwischen Miillfluten und Altlasten
Probleme und Perspektiven der Abfallwirtschaft in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 17
Qualifizierungsoffensive Ost
Kein Allheilmittel, aber wichtige Weichenstellung flr eine neue berufliche Zukunft (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 18
Von der Kommandowirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft
Transformations- und Integrationsprobleme in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 19

Chemiestandort Ostdeutschland

Struktur- und industriepolitischer Handlungsbedarf zur wirtschaftlichen und 6kologischen Sanierung
(vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 20
Tourismus an der Ostseekiiste Mecklenburg-Vorpommerns
Wirtschaftliche, beschaftigungspolitische und dkologische Aspekte (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 21

Wege zum Aufschwung am Arbeitsmarkt

Berufliche Neuorientierung durch Weiterbildung, Umschulung und Arbeitsbeschaffung in Mecklenburg-
Vorpommern / (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 22
Investitionsférderung in Ostdeutschland (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 23
Dezentrale Energieversorgung in Ostdeutschland - Entwicklungsstand und Perspektiven (ver-
griffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 24
Zwischen Markt und Sozialer Frage - Wohnen in den neuen Landern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 25

Rettungsanker Osthandel?

Zur Bedeutung der osteuropaischen Exportmarkte fur die Unternehmen in den neuen Bundeslandern
(vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 26

Finanzierung der deutschen Einheit

Ansétze zur Neuordnung des Finanzausgleichs und zur Verbesserung der Politik der Treuhandanstalt
(vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 27
Qualifizierungsangebote in Ostdeutschland
Strukturen - Qualitat - Bedarf - Wirksamkeit (vergriffen)
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Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 28
Euroregion Neisse
Grenzlberschreitende Kooperation im deutsch-polnisch-tschechischen Dreilandereck (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 29
ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen - Briicke zu neuen Arbeitsplatzen in Ostdeutschland? (vergrif-
fen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 30
Der Wirtschaftsstandort "Neue Bundeslander" (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 31
Wismut und die Folgen des Uranbergbaus (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 32
Auswirkungen der Wiedervereinigung auf den Industriestandort Deutschland (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 33
Chancen und Gefahren der Europaischen Wirtschafts- und Wahrungsunion (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 34
Stadtentwicklung in den Neuen Bundeslandern
Entwicklungspotential, Investitionsprojekte und Flachennutzung (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 35
Innovationsstandort Deutschland (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 36
Umweltschutz als Standortfaktor (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 37
25 Jahre Stabilitatsgesetz: Uberlegungen zu einer zeitgerechten Ausgestaltung der Stabilitats-
und Wachstumspolitik (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 38
Kommunale Wirtschafts- und Technologieférderung in ostdeutschen Grenzregionen: das Bei-
spiel Vorpommern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 39
Textilstandort Ostdeutschland
Zukunftsperspektiven fir die Textil- und Bekleidungsindustrie in den neuen Bundeslandern (vergriffen)
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Sanierung und Aufbau der ostdeutschen Industrie: Die Verantwortung der Treuhandanstalt
(vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 41
Chancen und Grenzen der Wohneigentumsbildung in den neuen Bundeslédndern
Bestandspolitik und Neubauforderung (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 42
Trendwende im Giiterverkehr?
Perspektiven fur eine neue Arbeitsteilung zwischen den Verkehrstragern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 43
Die Zukunft des Tourismus in Thiiringen (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 44
Aktivierung und Umnutzung ehemaliger Industrie- und Gewerbeflachen (vergriffen)
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Sozialvertragliche Sanierung ostdeutscher Innenstéadte
Konsequenzen fiir die Versorgung mit Wohnraum und Gewerbeflachen (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 46
Wohnungspolitik fiir Ostdeutschland (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 47
Die Kontroverse um Maastricht: Eine neue Wirtschaftsverfassung fiir Europa? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 48
Die deutschen Eisenbahnen vor einem Neubeginn
Gel6ste Sanierungsaufgaben und notwendige Ergéanzungen der Bahnstrukturreform (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 49
Zwischen kommunaler Energiewirtschaft und Braunkohlenverstromung
Entwicklungslinien fiir die Energieversorgung in Ostdeutschland (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 50
Was wird aus den Plattenbausiedlungen?
Chancen fir die Entwicklung groer Neubaugebiete in Ostdeutschland

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 51

Tourismus in ldndlichen Regionen Brandenburgs

Konzepte und Perspektiven zwischen regionaler Wirtschaftsentwicklung, Umwelt- und Sozialvertrag-
lichkeit (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 52

Neue und innovative Formen der Flachen- und RaumerschlieBung in den Stadten der neuen
Bundeslander

Nutzungsintensivierungen auf kommunalen Flachen

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 53
Privatisierung von Wohnungen in den neuen Bundesldandern
Potentiale, Konflikte und Modellvorhaben (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 54 ) )
Okologistik - Giiterverkehr im Spannungsfeld von Okonomie und Okologie (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 55
Technologie- und Griinderzentren in der Bundesrepublik Deutschland
Eine Zwischenbilanz (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 56
Industrieforschung in den neuen Bundeslédndern - Perspektiven, Herausforderungen und For-
derungsmaoglichkeiten (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 57
Wohnungspolitische Konzepte fiir Ostdeutschland auf dem Prifstand
Umsetzungsstrategien und Erfahrungen vor Ort (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 58
Freie Fahrt fiir freie Blirger?
Elemente einer rationalen Autonutzung in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 59
Mieten in Ostdeutschland
Zwischen Instandsetzungsstau und Mieterinteressen

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 60
Sanierung und Rekultivierung im Lausitzer Braunkohlenrevier
Okologische Ziele und wirtschaftliche Chancen (vergriffen)
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Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 61
Strategische Wettbewerbs- und Technologiepolitik in einer globalen Marktwirtschaft
Skizze fiir ein neues Modell Deutschland (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 62
Eine Region im Umbruch
Perspektiven fur Beschaftigung, Wachstum und Strukturpolitik im Raum Stuttgart (vergriffen)
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Stadtebauliche Investitionsmoglichkeiten auf ehemaligen Militérflachen in den neuen Bun-
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Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 64
Produktionsverlagerungen in mittel- und osteuropaische Staaten
Chancen und Gefahren (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 65
Innovative Technologien fiir den ruhenden Verkehr in Stadtzentren und verdichteten Wohn-
gebieten (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 66

Okologische Steuerreform

Konzepte, Rahmenbedingungen Konfliktfelder und Auswirkungen einer 6kologischen Ausgestaltung
des Steuersystems (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 67
Regionalisierung des Nahverkehrs
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Schwerpunkt Neue Bundeslander (vergriffen)
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Starkung der Kernstadte - Stadtverkehr und Cityhandel- (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 80
Beschaftigungsmoglichkeiten fiir niedrig Qualifizierte (vergriffen)
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Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 92
Prekdre Beschiftigungsverhaltnisse - Die Bundesrepublik Deutschland auf dem Wege in die
Tageléhnergesellschaft? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 93
Arbeitsplatze, Produktivitat und Einkommen
Wege zu mehr Beschéftigung im deutsch-amerikanischen Vergleich (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 94
Berlin auf dem Weg zur Metropole?
Die Frage nach tragfahigen und konsistenten Zielen fiir die Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 95
Wirtschaftlicher Strukturwandel, Globalisierung und Stadtentwicklung (vergriffen)
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Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 96
Innovative Kommunalverwaltung
Wege zu mehr Effizienz und Blirgernahe (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 97
Zukunftsfahige Mobilitat - alternative Verkehrskonzepte auf dem Prufstand (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 98
Einfiihrung des Vergleichsmietensystems in Ostdeutschland (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 99

Aufsichtsriate und Banken

Kontrolldefizite und EinfluBkumulation in der deutschen Wirtschaft

Vorschlage der politischen Parteien zur Unternehmensrechtsreform (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 100
Unterwegs in die digitale Arbeitswelt (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 101
Ohnmacht der Verbraucher gegeniiber Banken und Versicherungen? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 102
Neufassung des Energiewirtschaftsrechts - Umweltbelange und Effizienzsteigerungen (vergrif-
fen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 103
Zukunftsvertragliche Bau- und Wohnungswirtschaft (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 104
Endogene Wirtschafts- und Entwicklungspotentiale in den Zentren und Raumen Berlins
Tagungsserie: Berlin auf dem Weg zur Metropole? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 105
GrofBsiedlungen - Auf dem Weg zum eigenstédndigen Stadtteil oder zum sozialen Brennpunkt?
(vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 106
Brauchen wir einen neuen Generationenvertrag? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 107
Elemente fiir Ziele und Leitbilder der Stadtentwicklung in einer Zeit des Umbruchs (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 108
Die Zukunft der Kommunalwirtschaft (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 109
Uberlagerung von Verkehrsflachen
Innovatives flachensparendes Bauen im Gewerbe-, Verwaltungs- und Freizeitbereich (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 110
Modernisierung und Instandsetzung von Altbauten in den neuen Bundeslandern (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 111
Zukunftsperspektiven der deutschen Bauwirtschaft

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 112
Zusammenarbeit bei Forschung und Entwicklung - die Europdische Union und Mittel- und Ost-
europa
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Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 113

Erfolgreiche Unternehmensstrategien

Chancen am Standort Deutschland nutzen statt Arbeitsplatzabbau und Produktionsverlagerung (ver-
griffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 114
Von peripheren GroBsiedlungen zu urbanen Stadtteilzentren in Berlin (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 115
Kostensenkung - eine Strategie fiir mehr Wohlstand und Beschaftigung? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 116

Abfallmanagement im Rahmen der Kreislaufwirtschaft (vergriffen)
Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 117

Innovations- und Griindungspotentiale in Ostdeutschland
Endogene Faktoren wirtschaftlicher Entwicklung

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 118
Lohne und Arbeitslosigkeit
Warum die gangigen Rezepte zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit nicht greifen (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 119

Ein Ordnungsrahmen fiir die Weltwirtschaft: notig und maéglich (vergriffen)
Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 120

Existenzgriindungen nach dem HochschulabschluB (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 121
Ausbildungs- und Beschiftigungsgarantien fiir Jugendliche (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 122
Neue Wege in der kommunalen und regionalen Wirtschaftsforderung (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 123

Auf dem Weg zur Teilhabergesellschaft?

Investivibhne, Gewinn- und Kapitalbeteiligungen der Arbeitnehmer in Westeuropa und den USA
- eine vergleichende Bestandsaufnahme (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 124
Das Leitbild der multizentrischen Stadt (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 125
Lohnstruktur und Beschiftigung

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 126
Entwicklungspotentiale in Stadtteilen und Stadtteilzentren (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 127
Okologische Besteuerung im internationalen Vergleich
Wie weit sind andere Industrienationen? (vergriffen)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 128
Die neue Insolvenzordnung
Mehr Sanierungen statt Zerschlagungen von Betrieben?

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 129
Deutsch-Amerikanischer Transatlantischer Dialog : Die Zukunft der Arbeitsgesellschaft
(nur im Internet; in Kirze abrufbar unter: www.fes.de/fulltext/fo-wirtschaft/00715toc.htm)

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 130
Strukturwandel, Tertidrisierung, Entwicklungspotentiale und Strukturpolitik
Regionen im Vergleich: Ruhrgebiet - Pittsburgh - Luxemburg - Lille
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Okonomische Konsequenzen einer EU-Osterweiterung
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Hohere Arbeitsmarktflexibilitit oder flexiblere Wirtschaftspolitik?

Zu den Ursachen der unterschiedlichen Beschaftigungsentwicklung in den USA und in Deutschland
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derungen
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Strategien fiir mehr Beschiftigung
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Reform der Bundesverkehrswegeplanung - Ware weniger mehr?

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 136
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Lebenswerte Stadte
Stadtebauliche Strategien fiir das 21. Jahrhundert

Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 138
Europaische Strukturfonds und Beschiftigung
Ideenwettbewerb fiir innovative Strategien zur Regionalentwicklung
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Transatlantischer Dialog:

Ausbau der Forschungskooperation zwischen Deutschland / Europa
und den USA



	Vorbemerkung
	Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
	Ausgewählte Beispiele für Kooperationen

	2. 	Vom "brain drain" zum "brain gain": Potenziale und Barrieren
	2.1 	Angleichung der akademischen Systeme
	2.2 	Institutionelle Rahmenbedingungen
	Stärkung der universitären Forschung
	Betreuung ausländischer Studierender
	Marketing
	Bildung von Leistungszentren

	2.4 	Die Bedeutung des persönlichen Faktors
	2.5	Kooperation und Wettbewerb an der Schnittstelle zwischen �Wissenschaft und Wirtschaft

	3. 	Ausgewählte Beispiele für Kooperationen	�	Kooperation in Hochschulausbildung und Forschung
	3.1 	Transatlantische Forschungskooperation der Universität Göttingen
	3.2	Möglichkeiten für wissenschaftlichen Austausch aus der Sicht �eines US-amerikanischen Humboldt-Stipendiaten
	3.3 	Erfahrungen und Ausgangsbedingungen eines amerikanischen Biologen
	
	Kooperation auf der Ebene von Unternehmen und Forschungsinstitutionen


	3.4 	Forschung diesseits und jenseits des Atlantiks: �Die Perspektive eines globalen Unternehmens
	3.5	Erfahrungen eines amerikanischen Unternehmens: �Klonen mit Stammzellen in der politischen Diskussion

	4. 	Ausblick und Kommentar: Kooperation auf gleicher Augenhöhe als notwendige Voraussetzung für Zukunftsfähigkeit
	
	
	K. Peter Gottwald
	Dr. Stephen M. McClain
	Prof. Dr. Kurt von Figura
	Dr. Matthew Allen Grayson
	Prof. Dr. Eran Pichersky
	Dr. Uwe Reinhardt
	Dr. Jürgen Rosenbaum
	Dr. Horst Soboll
	Prof. Dr. Samuel Waksal
	Lebenswerte Städte
	Städtebauliche Strategien für das 21. Jahrhundert
	Europäische Strukturfonds und Beschäftigung
	Ideenwettbewerb für innovative Strategien zur Regionalentwicklung
	Transatlantischer Dialog: �Ausbau der Forschungskooperation zwischen Deutschland / Europa�und den USA





